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1 Einleitung 
Das Gutachten stellt die neueren Entwicklungen auf Bundesebene und in Bayern im Natur- und Pflanzen-
schutzrecht vor und bewertet zum einen die Regulierung des Pestizideinsatzes in geschützten Teilen von Natur 
und Landschaft sowie zum anderen die verbleibenden Möglichkeiten zu weitergehenden landesrechtlichen 
Regelungen, insbesondere hinsichtlich des Pestizideinsatzes und bei gesetzlich geschützten Biotopen. 

Vor dem Hintergrund des Artenrückgangs in Agrarlandschaften und dem Schrumpfen der Insektenpopulatio-
nen selbst in Schutzgebieten1 rückte ab 2018 speziell der Schutz von Bestäubern und anderen Insekten in den 
gesellschaftlichen und politischen Fokus. Als Ursachen wurden insbesondere der Verlust an artenreichen Dau-
ergrünland und Streuobstwiesen sowie die allgemeine Degradierung von Habitaten und Populationen durch 
den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie anderen Maßnahmen zur Förderung der land- und 
forstwirtschaftlichen Bodennutzung (u.a. Entwässerung und Beseitigung von Landschaftselementen) identifi-
ziert.2 Düngung und Pestizideinsatz erfolgen in Deutschland weiterhin auf einem hohen Niveau trotz höherer 
rechtlicher Anforderungen zum Schutz von Natur und Umwelt sowie einem steigenden Anteil von ökologisch 
bewirtschafteten Flächen.3  

Nährstoffe und Pestizide (chemische Pflanzenschutzmittel und Biozidprodukte) gelangen auch in Schutzge-
biete und geschützte Habitate. Zum einen durch die Ausbringung auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen, 
die sich in Schutzgebiet befinden, da der Einsatz von Düngemittel und Pestiziden im Rahmen der guten fach-
lichen Praxis in den meisten Schutzgebieten bundes- und landesrechtlich gestattet ist.4 Zum anderen werden 
Nährstoffe und Pestizide und ihre Abbauprodukte (Metaboliten) durch Ferntransport über Gewässer5 und Luft 
in Schutzgebiete und geschützte Habitate hineingetragen. In Oberflächengewässer gelangen sie durch direkten 
Eintrag (z.B. beim Übersprühen von Entwässerungsgräben), durch Niederschlagswasser, über Grundwasser-
leiter und bei Wassererosion von behandelten Böden. In die Luft gelangen sie beim Versprühen aber auch 
durch Verdunstung und Ausgasung sowie Winderosion. Neuere Untersuchungen zeigen, dass über die Luft 
sowohl reaktiver Stickstoff in Form von Ammoniak, Lachgas oder Stickoxide großflächig verteilt wird,6 als 
auch Pestizide wesentlich weiter als die in der Zulassung unterstellte Abdrift von 50m durch Luftströmungen 
verfrachtet werden.7 

Naturschutzrechtlich verschlechterte sich die Situation 2016 indem das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) 
in einem Urteil die Grundsätze zur guten fachlichen Praxis in § 5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ein-
schließlich des Umbruchverbots bei Grünland auf moorigen, anmoorigen oder erosionsgefährden Flächen als 
unverbindlich einstufte.8 Seitdem besteht auf Bundes- und Landesebene dringender Novellierungsbedarf hin-
sichtlich der Einführung verbindlicher naturschutzrechtlicher Anforderungen an die gute fachliche Praxis in 
der Land- und Forstwirtschaft. Vertragsverletzungsverfahren der Europäischen Kommission gegen Deutsch-
land wegen zu hoher Nitrateinträge in Oberflächengewässer und Grundwasserkörper sowie wegen unzu-
reichendem Schutz der Natura 2000-Gebiete (alle FFH-Gebiete und ausgewiesenen europäischen Vogel-
schutzgebiete) erhöhten den politischen Handlungsdruck ebenfalls.9 Zumindest hinsichtlich Düngung 
erfolgten nach der Klageerhebung der Kommission und der anschließenden Verurteilung Deutschlands wegen 

                                                      
1 U.a. Settele 2019; Sorg/Ssymank/Hörren 2019; Schuch et al. 2019; SRU/WBBGR 2018; BfN 2016; Hallmann et al. 2017; Leuschner 

et al. 2014; Krause et al. 2014; Hötker et al. 2014; Wesche/Schuch/Bock 2014; Hallmann et al. 2014; Brühl et al. 2021 ff. 
2 U.a. Röder et al. 2018; UBA 2017; SRU 2016; Heißenhuber/Haber/Krämer 2015; DLG 2016; Deutsche Agrarforschungsallianz 

2015; BfN 2014; Riecken et al. 2006; Calvo-Agudo et al. 2020. 
3 Vgl. Möckel/Wolf 2020; Neumeister 2020; Möckel et al. 2021. 
4 Dies zeigt die empirische Auswertung von Schutzgebietsvorschriften in Niedersachsen und Sachen durch 

Mühlenberg/Möckel/Sattler 2021. 
5 Liess et al. 2021; Schäfer et al. 2011; BMUB/BMEL 2020 
6 Vgl. hierzu UBA 2015; SRU 2015; UBA 2020. 
7 Hofmann et al. 2020; BVL 2020. 
8 BVerwG, Urt. v. 1. 9. 2016 – 4 C 4.15. Vorangehend ähnlich OVG Lüneburg, Urt. v. 30. 6. 2015 – 4 LC 285/13. 
9 Vgl. Europäische Kommission (Generalsekretariat) 2020b; Europäische Kommission 2020a; Europäische Kommission 2016. 
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Verstoß gegen die Nitrat-Richtlinie durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH)10 ab 2017 mehrfach Novel-
lierungen des Düngerechts auf Bundesebene sowie die Aufnahme von § 38a ins Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) des Bundes, die allerdings vorrangig die Reduzierung der Gewässereinträge bezweckten.11 

Gemäß Art. 12 und 23 der EU-Richtlinie 2009/128/EG über die nachhaltige Verwendung von Pestiziden müs-
sen alle Mitgliedstaaten der EU in Natura 2000-Gebieten die Verwendung von Pestiziden so weit wie möglich 
minimieren oder verbieten. Des Weiteren sind geeignete Risikomanagementmaßnahmen zu treffen und ist der 
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln mit geringem Risiko im Sinne der EU-Verordnung 1107/2009/EG 
sowie biologischen Bekämpfungsmaßnahmen der Vorzug zu geben. Diesen Verpflichtungen ist Deutschland 
bis 2021 nicht nachgekommen. Mit der Novellierung der Pflanzenschutzverordnung wurden erstmals Rege-
lungen für FFH-Gebiete ins Pflanzenschutzrecht des Bundes aufgenommen. 

Der naturschutzrechtlichen Regulierung des Pestizideinsatzes angenommen hat sich 2015 das Land Baden-
Württemberg unter der von Bündnis90/Die Grünen geführten Landesregierung. Seit 2015 ist hier der Einsatz 
von Pestiziden i.S.v. Art. 3 Nr. 10 EU-Richtlinie 2009/128/EG12 in Naturschutzgebieten, in Kern- und Pflege-
zonen von Biosphärengebieten, in gesetzlich geschützten Biotopen und bei Naturdenkmalen außerhalb von 
intensiv genutzten land- und fischereiwirtschaftlichen Flächen naturschutzrechtlich verboten.13 Dieses Verbot 
wurde 2020 dahingehend ausgeweitet, dass ab 1.1.2022 ihr Einsatz in Naturschutzgebieten auf der ganzen 
Fläche verboten ist (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 NatSchG-BW).14 

In Bayern fand Anfang 2019 das Volksbegehren Artenvielfalt & Naturschönheit in Bayern „Rettet die Bienen“ 
statt, initiiert von der Ökologisch-Demokratische Partei mit breiter Unterstützung von Umweltverbänden, öko-
logisch progressiven Agrarverbänden und Bündnis90/Die Grünen, um wie in Baden-Württemberg den Pesti-
zideinsatz einzuschränken sowie wirksamer Dauergrünland, Landschaftsstrukturen und Streuobstbestände 
zum Schutz von Bestäubern und anderer wildlebender Arten zu erhalten.15 Da über 1,7 Millionen Bürger das 
Volksbegehren unterstützten, entschied die Landesregierung den Gesetzentwurf 1:1 zu übernehmen, so dass 
ein Volksentscheid nicht mehr erforderlich war. Am 24. Juli 2019 verabschiedete der bayerische Landtag da-
raufhin zwei Gesetze. Zum einen zur Umsetzung des Volksbegehrens das Gesetz zur Änderung des Bayeri-
schen Naturschutzgesetzes zugunsten der Artenvielfalt und Naturschönheit in Bayern („Rettet die Bienen!“)16 
und zum anderen ergänzend das offiziell als „Versöhnungsgesetz“ bezeichnete zweite Gesetz zugunsten der 
Artenvielfalt und Naturschönheit in Bayern (Gesamtgesellschaftliches Artenschutzgesetz)17.  

Parallel wurde auch die Große Koalition im Bund aus CDU und SPD aktiv und beschloss die Bundesregierung 
2019 ein „Aktionsprogramm Insektenschutz“18, welches im Jahr 2021 in das sogenannte Insektenschutzpaket19 
mündete. Noch kurz vor dem Ende der Legislaturperiode wurden die Regierungsentwürfe zur Ergänzung des 
Bundesnaturschutz- und Pflanzenschutzgesetzes20 sowie zur Novellierung der Pflanzenschutzanwendungsver-
ordnung21 von Bundestag und Bundesrat angenommen.  

In seiner Entschließung zur Novellierung der Pflanzenschutzanwendungsverordnung betonte der Bundesrat: 

„Der Bundesrat sieht den Biodiversitätsschutz neben den angezeigten Bemühungen zur Eindämmung der 
Klimakrise als die andere große Aufgabe unserer Zeit an, der es gilt sich gesamtgesellschaftlich zu stellen. 

                                                      
10 EuGH, Urteil vom 21.6.2018 – C-543/16. 
11 Zu den verbleibenden Defiziten ausführlich Möckel/Wolf 2020 ff. 
12 Dies sind alle Pflanzenschutzmittel im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 und auch alle Biozid-Produkte im Sinne der 

Richtlinie 98/8/EG, auch wenn die Richtlinie 2009/128/EG gemäß Artikel 2 Abs. 1 im Übrigen nur für Pflanzenschutzmittel gilt. 
13 § 34 Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Naturschutzgesetz - NatSchG) 

vom 23. Juni 2015, GBl. 2015, S. 585. 
14 Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2020, GBl. 2020, S. 651. 
15 Volksbegehren-Artenvielfalt 2018; Obermeier 2020. 
16 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 14/2019 vom 31.7.2019, S. 405-407. 
17 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 14/2019 vom 31.7.2019, S. 408-414. 
18 Bundesregierung 2019. 
19 Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes, Bundestag-

Drucksache 19/28182 vom 1.4.2021; Verordnung des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft, Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung, Bundesrat-Drucksache 305/21 vom 15.4.2021. 

20 Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland und zur Änderung weiterer Vorschriften, vom 18. August 2021, BGBl. I 
vom 21.8.2021 Nr. 59, S. 3908-3913. 

21 Fünfte Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung vom 2. September 2021 (BGBl. I vom 7.9.2021 Nr. 
62, S. 4111-4113). 
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Der Erhalt der Artenvielfalt ist nicht nur mit Blick auf die Entfaltungsmöglichkeiten zukünftiger Genera-
tionen wichtig, sondern bildet zugleich einen wesentlichen Bestandteil der Lebensgrundlagen der gegen-
wärtigen Generation.“22 

Damit verwies der Bundesrat auf die Grundaussage des Bundesverfassungsgerichts im Beschluss vom 
24.3.2021 zum 2019er Klimaschutzgesetz (1 BvR 2656/18 u. a.), wonach die grundrechtlich geschützten Frei-
heiten von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen und die mit dem Umweltschutz konkurrierenden 
Belange von Wirtschaft und Gesellschaft nur soweit gehen, wie dadurch die natürlichen Lebensgrundlagen 
nicht irreversibel gefährdet werden. Das Gericht machte umgekehrt deutlich, dass gemäß Art. 20a Grundgesetz 
(GG) zu erhaltenden natürlichen Lebensgrundlagen einschließlich der bisherigen Klimabedingungen die 
grundrechtlich geschützten Freiheitsausübungen erst ermöglichen und entsprechende staatliche Schutzmaß-
nahmen trotz der damit einhergehenden Grundrechtsbeschränkungen letztlich freiheitssichernd und damit zum 
Schutz der Grundrechte erforderlich sind. 

Die Novellierungen im Natur- und Pflanzenschutzrecht des Bundes sowie die Änderungen im Landesnatur-
schutzrecht von Baden-Württemberg und Bayern sind wichtige Schritte hin zu einer umwelt- und naturver-
träglicheren Landwirtschaft, wie sie sowohl nach der Ackerbaustrategie des Bundeslandwirtschaftsministe-
rium23 als auch von Zukunftskommission Landwirtschaft24 als notwendig angesehen werden. Ob die 
Novellierungen in Bezug auf den Pestizideinsatz in oder in der Nähe geschützter Teile von Natur und Land-
schaft ausreichen, soll im Abschnitt 2 untersucht werden. Ob und inwieweit Bayern und andere Bundesländer 
die rechtlichen Befugnisse haben, mögliche Defizite im Bundesrecht zu beheben, wird anschließend im Ab-
schnitt 3 untersucht. Zusammenfassend erfolgt in Abschnitt 4 eine Bewertung des Insektenschutzpaketes des 
Bundes im Hinblick auf die vom bayerischen Volksbegehren „Rettet die Bienen“ erreichten Gesetzesänderun-
gen und angestrebten Ziele. 

2 Verbote und Beschränkungen von Pestiziden bei geschützten Teilen von 
Natur und Landschaft 

Sowohl mit den Gesetzesnovellierungen im Rahmen des Insektenschutzpaketes der Bundesregierung als auch 
mit dem bayerischen Gesetz zur Umsetzung des Volksbegehrens „Rettet die Bienen“ wurden die Anforderun-
gen an den Einsatz von Pestiziden (chemische Pflanzenschutzmittel und Biozidprodukte) bei bestimmten 
Schutzgebietstypen, gesetzlich geschützten Biotope und Landschaftsbestandteile sowie hinsichtlich des Schut-
zes von Oberflächengewässern erhöht.25 Die Tabelle 1 gibt einen Überblick, welche natur- und pflanzenschutz-
rechtlichen Pflichten beim Einsatz von Pestiziden nunmehr zu beachten sind und welche Pestizid-Stoffgruppe 
ab März 2022 – d.h. nach dem Inkrafttreten aller Änderungen im BNatSchG – in welchem geschützten Teil 
von Natur und Landschaft verboten oder beschränkt ist und ob, die Durchsetzung der Anforderungen durch 
Ordnungswidrigkeits- und Straftatbestände unterstützt werden. Das Fehlen von Ordnungswidrigkeits- und 
Straftatbeständen schwächt den Vollzug deutlich, da erfolgte Verstöße nicht im Nachhinein mit einem Bußgeld 
geahndet oder gar mit einer Strafe belegt werden können. Allerdings haben die zuständigen Behörden weiter-
hin die Möglichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BNatSchG und § 60 PflSchG zukünftige Verstöße mittels Anordnungen 
im Einzelfall zu unterbinden, die im Fall ihrer Missachtung mit den Mitteln des Verwaltungszwang (Zwangs-
geld, Ersatzvornahme und erforderlichenfalls auch Zwangshaft, vgl. Verwaltungsvollstreckungsgesetz des 
Bundes) durchgesetzt werden können. 

2.1 Naturschutzrecht des Bundes 
Im Naturschutzrecht des Bundes gab es bisher keine spezifischen Regelungen zum Einsatz von Pestiziden, da 
§ 5 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG diesbezüglich auf das Pflanzenschutzrecht des Bundes verweist. Seit 1.3.2022 
gelten mit § 30a BNatSchG spezielle Regelungen zum Einsatz von Biozidprodukten in Naturschutzgebieten, 

                                                      
22 Bundesrat-Drucksache 305/21(B) vom 25.6.2021, S. 3. 
23 BMEL 2021. 
24 Die Kommission wurden nach Bauernprotesten 2020 von der damaligen Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel eingesetzt und hatte 

im Juli 2021 ihren Abschlussbericht (ZKL 2021) vorgelegt. 
25 Zum bis 2021 geltenden Schutzstandard im Bundesrecht ausführlich Mühlenberg/Möckel/Sattler 2021, S. 72 ff., 101 ff. 
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Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten, Naturdenk-
mälern sowie in gesetzlich geschützten Biotopen. Weder § 5 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG noch § 30a BNatSchG 
stellen allerdings den Pestizideinsatz von den übrigen Regelungen des BNatSchG frei. Daher geltend grund-
sätzlich alle Schutzregelungen auf beim Pestizideinsatz. Dies gilt insbesondere für die Verbote bei Schutzge-
bieten sowie geschützten Landschaftsbestandteilen und Biotopen (§§ 22-36 BNatSchG), die regelmäßig lan-
desrechtlich in den Rechtsakten zur Ausweisung dieser Teile von Natur und Landschaft näher spezifiziert 
werden. Nur bei Naturparken i.S.v. § 27 BNatSchG fehlen bundesrechtliche Schutzvorschriften gänzlich.  

Demgegenüber bestehen bei Natura 2000-Gebieten besonders hohe Schutzanforderungen gemäß §§ 33-36 
BNatSchG und Art. 6 Abs. 2-4 FFH-Richtlinie 92/43/EWG sowie der Rechtsprechung des EuGH.26 Danach 
ist der Einsatz von Pestiziden in und auch in der Nähe eines Natura 2000-Gebiets unzulässig, wenn hierbei 
erhebliche Beeinträchtigungen des Gebiets nicht mit Gewissheit ausgeschlossen werden können. Da die aller-
meisten Pestizide dazu dienen, wildlebende Pflanzen und Tiere abzutöten oder zu vergrämen und regelmäßig 
nicht nur spezifisch auf Schadorganismen wirken, ist eine Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten nicht 
pauschal ausschließbar. Daher ist der Einsatz von Pestiziden regelmäßig vorher gemäß § 34 Abs. 6 BNatSchG 
den zuständigen Naturschutzbehörden anzuzeigen und von diesen auf ihre Verträglichkeit hin zu überprüfen 
(Screening und gegebenenfalls Hauptprüfung). Die derzeitige analoge Anwendung der freistellenden Regel-
vermutung von § 14 Abs. 2 BNatSchG ist hingegen nicht mit Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie und der Rechtspre-
chung des EuGH zu vereinbaren.27  

Des Weiteren unterliegt der Pestizideinsatz in ganz Deutschland den besonderen Artenschutzverboten in § 44 
Abs. 1 BNatSchG (gleichlautend § 13 Abs. 2 PflSchG). Hierbei hat der Bundesgesetzgeber in Anbetracht des 
hohen Konfliktpotentials das Schutzniveau bei land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzungen ab-
gesenkt, wenn die Regeln der guten fachlichen Praxis eingehalten werden und sich im Fall einer betroffen 
Tier- oder Pflanzenart des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, der Anlage 1 Spalte 2 BArtSchV oder einer euro-
päischen Vogelart nicht den Erhaltungszustand der lokalen Population verschlechtert. Ob diese Abweichung 
vom Individuenschutz sich mit den Anforderungen des Art. 12 FFH-Richtlinie und Art. 5 Vogelschutz-Richt-
linie 2009/147/EG und der diesbezüglichen Rechtsprechung des EuGH vereinbaren lässt, ist umstritten.28 

Umstritten ist ebenfalls, ob der Einsatz von Pestiziden auch ein Eingriff nach § 14 BNatSchG sein kann.29 
Nach herrschender Meinung sind Beeinträchtigungen durch Einträge von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 
keine Eingriffe, da sie die Grundflächen nicht verändern und im Übrigen durch die Regelvermutung des § 14 
Abs. 2 BNatSchG freigestellt sind. In der Praxis erfolgen daher regelmäßig keine Anzeige nach § 17 Abs. 3 
und 4 BNatSchG durch Anwender und auch keine behördlichen Prüfungen der Erheblichkeit des Eingriffs und 
der Verursacherpflichten nach § 15 BNatSchG. Diese Auffassung negiert allerdings, das Veränderungen der 
Gestalt von Grundstücksflächen im Sinne von § 14 Abs. 1 BNatSchG auch durch stoffliche Einträge eintreten 
können, wenn der Bewuchs oder die bisherige Zusammensetzung der wildlebenden Arten auf einer Fläche sich 
durch Dünge- und Pflanzenschutzmittel verändern. Hinzu kommt, dass in Anbetracht der vielfältigen, nach-
gewiesenen Auswirkungen von Pestiziden auf die biologische Vielfalt sowie den Defiziten im Pflanzenschutz-
recht entgegen der gesetzlichen Regelvermutung eine Vereinbarkeit des Pestizideinsatzes mit den Zielen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht ohne nähere Prüfung im Einzelfall behauptet werden kann. 

2.2 Pflanzenschutzrecht des Bundes 
Im Pflanzenschutzrecht des Bundes gibt es schon seit Jahrzehnten Vorgaben, die auch dem Schutz von Natur 
und wildlebenden Arten dienen. Biozidprodukte sind allerdings nicht davon umfasst. Für diese gilt das Che-
mikalienrecht des Bundes. Mit der Novellierung im Jahr 2012 wurde in § 3 Abs. 1 PflSchG die Einhaltung der 
europäischen Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes in Anhang III der EU-Richtlinie 2009/128/EG ver-
bindlich vorgeschrieben. Ab 2023 ist die Einhaltung dieser europäischen Grundsätze eine Cross Compliance-
Verpflichtung beim Erhalt von Direktzahlungen, so dass Verstöße dann Kürzungen bei diesen Beihilfen zur 

                                                      
26 Zuletzt EuGH, Urt. v. 7.11.2018 – C-293/17 und C-294/17. 
27 Ausführlich hierzu und zu den europarechtlichen Defiziten von § 34 Abs. 6 BNatSchG Möckel 2021; Fischer-Hüftle 2020; Fischer-

Hüftle/Gellermann 2018; Möckel in: Schlacke, GK-BNatSchG, 2017, § 34 Rn. 40-45; Fischer-Hüftle 2009. 
28 Vgl. Kratsch in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2021, § 44 Rn. 47 ff.; Möckel 2008; Gellermann 2007a. 
29 Ausführlich zu den gesetzlichen und praktischen Anwendungsproblemen der Eingriffsregelung bei Düngung und Pestizideinsatz 

Möckel 2018; Möckel 2012. 
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Folge haben (Art. 12 i.V.m. Anhang III GAB 7 der EU-Verordnung 2021/2115). Des Weiteren müssen seitdem 
die Anwender nicht nur die in der Zulassung für jedes Mittel festgelegten Anwendungsbestimmungen einhal-
ten (§ 12 Abs. 1 PflSchG), sondern gemäß § 13 Abs. 1 PflSchG die Anwendung unterlassen, wenn sie damit 
rechnen müssen, dass die Anwendung schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch oder Tier 
oder auf das Grundwasser oder sonstige erhebliche schädliche Auswirkungen, insbesondere auf den Natur-
haushalt, hat. Auch wurde der Einsatz auf befestigten Freilandflächen und sonstigen Freilandflächen, die weder 
landwirtschaftlich noch forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt werden, sowie in oder in unmittelbarer 
Nähe Gewässern verboten (§ 12 Abs. 2 PflSchG) und der Einsatz bei Haus- und Kleingärten eingeschränkt (§ 
12 Abs. 3 PflSchG). Die besonderen Artenschutzverbote wurden wiederholend in § 13 Abs. 2 PflSchG aufge-
nommen, um die Zuständigkeit der landwirtschaftlichen Behörden für Ausnahmen nach § 13 Abs. 3 und 4 
PflSchG zu rechtfertigen. Eine Ausbringung mittels Luftfahrzeuge ist entsprechend Art. 9 EU-Richtlinie 
2009/128/EG nur in berechtigten Ausnahmefällen zulässig (§ 18 PflSchG), wobei diese Regelung jedoch nicht 
für unbemannte Drohnen gilt (vgl. Art. 3 Nr. 5 EU-Richtlinie 2009/128/EG). 

Ergänzend hat das Bundeslandwirtschaftsministerium (BMEL) gemäß § 14 PflSchG in der Pflanzenschutzan-
wendungsverordnung (PflSchAnwV) Anwendungsverbote und -beschränkungen für bestimmte Pflanzen-
schutzmittel erlassen. Vor der Novellierung durch das Insektenschutzpaket im Jahr 2021 waren in National-
parks, Naturschutzgebieten und gesetzlichen Biotopen rund 200 der über 280 zugelassenen Wirkstoffe ohne 
Einschränkungen erlaubt. Dies wurde mit der 2021er Novellierung deutlich eingeschränkt. Nunmehr sind in 
Naturschutzgebieten, Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Naturdenkmälern und gesetzlich ge-
schützten Biotopen alle Herbizide und alle als bienen- und bestäubergefährlich eingestufte Insektizide verbo-
ten. Des Weiteren dürfen alle in Anlage 2 und 3 genannten Wirkstoffe nicht angewendet werden. Bei Natura 
2000 Gebieten gelten die Verbote allerdings nur für FFH-Gebiete und auch hier nur für nicht landwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzte Flächen. Die Anwendung der Totalherbizide Glyphosat und Glyphosat-Trimesium 
ist ab 1.1.2024 deutschlandweit nach § 9 PflSchAnwV verboten und unterliegt bis dahin größeren Einschrän-
kungen nach § 3b PflSchAnwV.  

Daneben hat das BMEL spezielle Verordnungen über die Anwendung bienengefährlicher Pflanzenschutzmit-
tel (Bienenschutzverordnung), die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in bestimmten Gebieten von Ham-
burg und Niedersachsen (Altes Land Pflanzenschutzverordnung), das Inverkehrbringen und die Aussaat von 
mit Clothianidin, Imidacloprid, Thiamethoxam oder Methiocarb behandeltem Maissaatgut (Mais-Pflanzen-
schutzmittelverordnung) sowie über die Anforderungen an Ausbringungsgeräte (Pflanzenschutz-Gerätever-
ordnung) und den Einsatz von Luftfahrzeugen (Pflanzenschutzmittelanwendung-Luftfahrzeug-Verordnung) 
erlassen. Nach § 2 der Bienenschutzverordnung ist die Anwendung von als bienengefährlich eingestuften 
Pflanzenschutzmitteln bei blühenden Pflanzen oder anderen Pflanzen, wenn sie von Bienen beflogen werden, 
untersagt und eine Abdrift zu diesen Pflanzen zu verhindern. 

Die deutliche Erweiterung des Kreises an verbotenen Wirkstoffen bei § 4 PflSchAnwV ist eine Schutzverstär-
kung für die einbezogenen Teile von Natur und Landschaft, auch wenn hier weiterhin viele Insektizide, Aka-
rizide, Fungizide und andere Pestizide erlaubt sind. Problematisch sind allerdings die behördliche Überwa-
chung der Regelungen und die Durchsetzung im Fall von Verstößen. Zum einen wurde keine der neu 
aufgenommenen Schutzregelungen in §§ 3b, 4, 4a, 9 PflSchAnwV mit einem Ordnungswidrigkeits- oder Straf-
tatbestand bewehrt (vgl. § 8 PflSchAnwV und §§ 68 f. PflSchG). Zum anderen dürfte die Überwachung in der 
behördlichen Praxis sehr schwierig werden, da nicht der Pestizideinsatz generell bei den genannten Schutzob-
jekten verboten wurde, sondern nur ausgewählte Wirkstoffe. Eine effektive Kontrolle ist hier nur durch che-
mische Beprobung der ausgebrachten Tankmischungen oder der behandelten Flächen möglich. Eine Kontrolle 
anhand der von beruflichen Verwendern gemäß Art. 67 Abs. 1 EU-Verordnung 1107/2009/EG vorzunehmen-
den Aufzeichnungen über Mittel und Ort der Anwendung setzt dagegen voraus, dass die Aufzeichnungen auch 
korrekt erfolgen. Insbesondere bei größeren Betriebe mit Flächen in und außerhalb der geschützten Objekte 
dürften Falschangaben kaum aufzudecken sein. 

Neben diesen schutzgebietsbezogenen Vollzugsdefiziten weisen das Pflanzenschutzrecht und das Chemika-
lienrecht des Bundes weitere Regelungslücken in Bezug auf den Schutz von Ökosystemen und wildlebende 
Arten vor Pestiziden auf.30 Hervorzuheben sind: 

                                                      
30 Ausführlich Mühlenberg/Möckel/Sattler 2021, S. 72 ff. 
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 keine Begrenzung der Gesamtzahl der auf einer Fläche in einem bestimmten Zeitraum eingesetzten 
Pestiziden; 

 unzureichende Berücksichtigung des jeweiligen Erhaltungszustands und der spezifischen Vulnerabi-
lität von Ökosystemen, Gewässern, geschützten Habitaten und wildlebenden Tier- und Pflanzenarten 
gegenüber Pestiziden (Ausnahme Bienen und andere Bestäuber); 

 keine rechtsverbindliche Konkretisierung der europarechtlichen Grundsätze zum integrierten Pflan-
zenschutz und demzufolge auch keine effektive Kontrollierbarkeit; 

 Einschätzung potenziell schädlicher Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch oder Tier, auf das 
Grundwasser oder den Naturhaushalt zu erkennen und bezüglich des Naturhaushaltes auf ihre Erheb-
lichkeit obliegt gemäß § 13 Abs. 1 PflSchG allein den Anwendern; 

 keine gesetzlichen Regeln zur guten fachlichen Praxis für einen umweltgerechten Einsatz von Biozid-
Produkten, da die Bundesregierung bisher keine entsprechende Rechtsverordnung nach § 12h Abs. 2 
Chemikaliengesetz (ChemG) des Bundes mit Zustimmung des Bundesrates erlassen hat, weshalb auch 
die Anordnungsermächtigung in § 23 ChemG aufgrund der fehlenden Rechtsverordnung ins Leere 
läuft.31 

2.3 Bayerisches Naturschutzrecht 
Das bayerische Volksbegehren und die diesbezüglichen Novellierungen durch den bayerischen Gesetzgeber 
haben die Defizite nur teilweise behoben. Positiv hervorzuheben ist, dass nach Art. 3 Abs. 4 Nr. 8 BayNatSchG 
und Art. 23a BayNatSchG jeglicher Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmitteln und Biozidprodukten auf 
Dauergrünlandflächen sowie auf allen Flächen in Naturschutzgebieten, in gesetzlich geschützten Landschafts-
bestandteilen und in gesetzlich geschützten Biotopen außerhalb von intensiv genutzten land- und fischerei-
wirtschaftlichen Flächen verboten und nur aufgrund behördlicher Ausnahmen zulässig ist. Dieses Verbot lässt 
sich wesentlich einfacher kontrollieren als die wirkstoffspezifischen Verbote in § 4 Abs. 1 PflSchAnwV und 
§ 30a BNatSchG (z.B. mittels Fahrspurenkontrolle per Luft- oder Satellitenbildern). Es gibt allerdings mehrere 
Defizite, welche die positiven Effekte der bayerischen Regelungen für den Naturschutz wieder schmälern. 

Erstens ist negativ zu bewerten, dass intensiv genutzte land- und fischereiwirtschaftliche Flächen in Art. 23a 
BayNatSchG trotz der bekannten Abdrift von bis zu 50m und der noch weiteren Verfrachtung von Pestiziden 
ausgenommen sind. Eine ähnliche Freistellung gilt auch in Baden-Württemberg für Kern- und Pflegezonen 
von Biosphärengebieten, gesetzlich geschützten Biotopen und bei Naturdenkmalen, nicht aber bei Natur-
schutzgebieten (vgl. § 34 Abs. 1 LNatSchG BW). Die Freistellung schwächt den Schutz erheblich und gefähr-
det das Erreichen der vom Gesetzgeber mit der Ausweisung als geschütztes Teil von Natur und Landschaft 
bezweckten Erhaltungs- und Wiederherstellungsziele.  

Zweitens wurde wie im Bundesrecht weder das Verbot auf Natura 2000-Gebiete erstreckt noch alternativ eine 
verpflichtende Anzeige und Verträglichkeitsprüfung (mit Vor- und gegebenenfalls Hauptprüfung) bei einem 
geplanten Einsatz von Pestiziden in oder in der Nähe von Natura 2000-Gebieten vorgeschrieben. 

Drittens sind die in Art. 3 Abs. 4 Nr. 8, 23a BayNatSchG normierten Verbote nicht durch Ordnungswidrigkeits- 
oder Straftatbestände bewehrt (vgl. Art. 57 BayNatSchG), was ihre Durchsetzung in der Praxis erschwert. 

3 Umfang und Grenzen der Länderöffnungsklauseln im Bereich der 
Pestizidanwendung sowie bei gesetzlich geschützten Biotopen 

In Deutschland als föderalem Bundesstaat sind die Kompetenzen zum Erlass von Gesetzen und Verordnungen 
zwischen Bund und Ländern gemäß Art. 70 bis 74 Grundgesetz (GG) aufgeteilt. Grundsätzlich steht dabei den 
Ländern gemäß Art. 70 GG das Recht zur Gesetzgebung zu und sind sie gemäß Art. 83 GG verantwortlich für 
die Ausführung eigener Gesetze und der Gesetze des Bundes. Abweichend von diesen Grundregeln weist das 
Grundgesetz dem Bund für bestimmte Bereiche eine ausschließliche (Art. 72 GG) oder eine konkurrierende 
Gesetzgebungskompetenz (Art. 72 bis 74 GG) sowie die Ausführungsverantwortung zu (Art. 87 bis 90 GG). 
Bis 2006 gab es auch eine Rahmenkompetenz des Bundes (ehemals Art. 75 GG), die u.a. das Naturschutz- und 
Wasserrecht umfasste. Mit der ersten Föderalismusreform wurde diese jedoch gänzlich abgeschafft und die 
                                                      
31 Vgl. Mühlenberg/Möckel/Sattler 2021, S. 102 ff. 
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diesbezüglichen Kompetenzbereiche der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz zugewiesen. Sowohl das 
Pflanzenschutzrecht als auch das Naturschutzrecht des Bundes beruht auf seiner konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz. 

Wird der Bund im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung tätig, dürfen die Länder nach Art. 72 Abs. 1 
GG keine eigenen Regelungen mehr treffen, um Doppelkompetenzen und Zuständigkeitsüberlagerungen zu 
verhindern.32 Untersagt ist nicht nur widersprechendes Landesrecht, sondern aufgrund Kompetenzmangel jede 
landesrechtliche Regelung in dem Bereich.33 Im Einzelnen gilt nach dem Bundesverfassungsgericht: 

„Gemäß Art.72 Abs.1 GG dürfen die Länder im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung eigene Gesetze nur 
erlassen, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch ge-
macht hat. Demnach sind landesrechtliche Regelungen grundsätzlich ausgeschlossen, wenn die bundesgesetzliche 
Regelung dieses Sachbereichs abschließenden Charakter hat (vgl. [...]). Ob eine bundesrechtliche Regelung ab-
schließend ist oder nicht, kann nur einer Gesamtwürdigung des betreffenden Normenkomplexes entnommen wer-
den (vgl. [...]).  

Der Erlass eines Bundesgesetzes über einen bestimmten Gegenstand rechtfertigt für sich allein noch nicht die 
Annahme, dass damit die Länder von einer Gesetzgebung ausgeschlossen sind; es können noch Bereiche übrig 
bleiben, deren Regelung für die Gesetzgebung der Länder offen ist (vgl. [...]). Maßgeblich ist, ob ein bestimmter 
Sachbereich umfassend und lückenlos geregelt ist oder jedenfalls nach dem aus Gesetzgebungsgeschichte und 
Materialien ablesbaren objektivierten Willen des Gesetzgebers abschließend geregelt werden sollte. Für die Frage, 
ob und inwieweit der Bund von seiner Zuständigkeit Gebrauch gemacht hat, ist in erster Linie auf das Bundesge-
setz selbst, sodann auf den hinter dem Gesetz stehenden Regelungszweck, ferner auf die Gesetzgebungsgeschichte 
und die Gesetzesmaterialien abzustellen (vgl. [...]).  

Hat der Bund einen Sachbereich in Wahrnehmung einer konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz in diesem 
Sinne abschließend geregelt, so tritt die Sperrwirkung des Art.72 Abs.1 GG für eine Regelung der Länder in diesem 
Sachbereich unabhängig davon ein, ob die landesrechtlichen Regelungen den bundesrechtlichen Bestimmungen 
widerstreiten oder sie nur ergänzen, ohne ihnen zu widersprechen (vgl. [...]). Die Länder sind nicht berechtigt, eine 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz dort in Anspruch zu nehmen, wo sie eine – abschließende – Bundesre-
gelung für unzulänglich und deshalb reformbedürftig halten; das Grundgesetz weist ihnen nicht die Aufgabe zu, 
kompetenzgemäß getroffene Entscheidungen des Bundesgesetzgebers „nachzubessern“ (vgl. [...]).“34 

Landesregelungen sind daher immer dort ausgeschlossen, wo schon eine Bundesregelung besteht oder wenn 
der Bund eine bestimmte Materie insgesamt erschöpfend regeln und jegliche Landesregelung in dem Bereich 
ausschließen wollte.35 Allerdings beinhaltet nicht jede Kodifizierung eine erschöpfende Bundesregelung, son-
dern es kommt auf den jeweiligen Normenkomplex und die Gesetzesbegründung an.36 Eine Doppelkompetenz 
sieht das Grundgesetz seit der Föderalismusreform ausdrücklich in Art. 72 Abs. 3 GG für ausgewählte Berei-
che der ehemaligen Rahmenkompetenz einschließlich dem Naturschutz- und Wasserrecht vor, weshalb die 
verfassungsrechtliche Zuständigkeitsabgrenzung im Bereich Naturschutz- und Pflanzenschutzrecht in 3.1. nä-
her betrachtet wird. Des Weiteren kann der Bund einfachgesetzlich in seinen Gesetzen den Ländern eine Re-
gelungskompetenz für ausgewählte Bereiche einräumen. Dies hat er im Naturschutz- und Pflanzenschutzrecht 
an verschiedenen Stellen getan, worauf in den Abschnitten 3.2 und 3.3 näher eingegangen wird. 

Zu beachten ist, dass die Gesetzgebungskompetenzen von Bund und Länder durch europäische Rechtsakte 
gemäß Art. 288 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und Art. 23 Abs. 1 GG 
eingeschränkt sind. Europäische Verordnungen sind in der EU unmittelbar außenverbindliches Recht, so dass 
weder Bund noch die Länder hiervon abweichende oder widersprechende Regelungen erlassen können. Dage-
gen sind europäischen Richtlinien nur hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich und überlassen im 
Übrigen den Mitgliedstaaten die Wahl der rechtlichen Form und Mittel. werden europäische Richtlinien aller-
dings nicht vollständig oder nicht rechtzeitig ins nationale Recht implementiert, sind die enthaltenen Regelun-
gen von den Staatsorganen unmittelbar anzuwenden, wenn diese hinreichend bestimmt und unbedingt sind.37 

                                                      
32 BVerfG, Urt. v. 27.07.2005 – 1 BvR 668/04, BVerfGE 113, 348 (371); Urt. v. 27.10.1998 – 1 BvR 2306 und weitere, BVerfGE 98, 

265 (300). 
33 BVerfG, Urt. v. 27.07.05 – 1 BvR 668/04, BVerfGE 113, 348 (372). 
34 BVerfG, Urt. v. 10.02.2004 – 2 BvR 834, 1588/02, BVerfGE 109, 190 (229 f.). Ähnlich z.B. BVerfG, Beschl. v. 29.03.2000 – 2 

BvL 3/96, BVerfGE 102, 99 (114 f.).  
35 BVerfG, Urt. v. 27.07.05 – 1 BvR 668/04, BVerfGE 113, 348 (371 f.); Urt. v. 10.02.2004 – 2 BvR 834, 1588/02, BVerfGE 109, 

190 (229 f.); Beschl. v. 29.03.2000 – 2 BvL 3/96, BVerfGE 102, 99 (114 f.). 
36 Vgl. Pieroth in: Jarass/Pieroth, GG-Kommentar, 2020, Art. 72 Rn. 6; Degenhart in Sachs, GG, 2018, Art. 72 Rn. 27 ff. 
37 EuGH, Urt. v. 22.6.1989 – 103/88, Rn. 29 ff.; Urt. v. 11.8.1995 – C-431/92, Rn. 24 f., 37 ff.; Urt. v. 7.1.2004 – C-201/02, Rn. 64 f. 
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Im Fall unzureichender nationaler Gesetze können sie auch gegenüber Bürger und Unternehmen unmittelbar 
verbindliche Anforderungen enthalten.38 

Wegen der Bedeutung des Schutzes des europäischen Naturerbes stellt der EuGH besonders hohe Anforde-
rungen an die mitgliedstaatliche Implementierung der europäischen Naturschutzrichtlinien (FFH-Richtlinie 
92/43/EWG und Vogelschutz-Richtlinie 2009/147/EG). Die Mitgliedstaaten müssen nicht nur hinreichend be-
stimmte nationale Vorschriften normieren, sondern auch eine richtlinienkonforme Durchführung und unein-
geschränkte Beachtung der europäischen Anforderungen einschließlich einer wirksamen Kontrolle der Behör-
den sicherstellen.39 Bundes- oder landesrechtliche Vorschriften, die den Naturschutzrichtlinien widersprechen 
sind nach dem EuGH unanwendbar und nicht wie bei anderen Richtlinien40 nur richtlinienkonform auszule-
gen.41 

3.1 Generelle Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen nach dem Grundgesetz 
Das Pflanzenschutzgesetz (PflSchG) wurde vom Bund bei der 2012er Neufassung auf die konkurrierenden 
Gesetzgebungskompetenzen in Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 GG („Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten 
und Schädlinge“) und ergänzend wegen der Vorschriften zu Straftaten (§ 69 PflSchG) auf Art. 74 Abs. 1 Nr. 
1 GG (Strafrecht) gestützt und aufgrund der Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit Deutschlands auch 
die Erforderlichkeit einer bundeseinheitlichen Regelung nach Art. 72 Abs. 2 GG bejaht.42 Das Gesetz regelt 
sowohl die Zulassung als auch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und enthält umfangreiche Verord-
nungsermächtigungen zur Konkretisierung der diesbezüglichen rechtlichen Anforderungen. Auch wenn die 
2012er Neufassung v.a. mit der Umsetzung neuerer europarechtlicher Verpflichtungen begründet worden ist,43 
so ist wie bei den vorangegangenen Fassungen des Pflanzenschutzgesetzes (in der BRD erstmals 1966) von 
einer abschließenden Kodifizierung bezüglich Zulassung und Anwendung von Pestiziden auszugehen (vgl. § 
1 PflSchG). Dies gilt auch in Hinblick auf Gefahren, die für Natur und Umwelt aufgrund von Pestiziden ent-
stehen (vgl. §§ 1 und 12 ff. PflSchG). Die Länder können daher Regelungen zum Einsatz von chemischen 
Pflanzenschutzmitteln im Sinne der europäischen Definition in Art. 2 Abs. 1 EU-Verordnung 1007/2009 nur 
im Rahmen der vom Bund im Pflanzenschutzgesetz oder anderen Gesetzen und Verordnungen eingeräumten 
Befugnisse treffen (siehe hierzu 3.2 und 3.3). 

Das Bundesnaturschutzgesetz wurde 2009 erstmals als unmittelbar verbindliches Vollgesetz erlassen, welches 
das vorherige Rahmengesetz ablöste. Das Gesetz wurde dabei v.a. gestützt auf die konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz in Art. 74 Abst. 1 Nr. 29 GG (Naturschutz und die Landschaftspflege) und ergänzend wegen 
der Vorschriften zur naturschutzrechtliche Verbandsklage und zu Straftaten (§§ 64, 71 f. BNatSchG) auf Art. 
74 Abs. 1 Nr. 1 GG (gerichtliches Verfahren und Strafrecht).44 Anders als beim Pflanzenschutzrecht des Bun-
des haben die Länder beim Naturschutzrecht des Bundes gemäß Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 GG die verfassungsrecht-
liche Kompetenz für abweichende Regelungen. Im Fall einer abweichenden Landesregelung gilt nach Art. 72 
Abs. 3 Satz 3 GG, dass im Verhältnis von Bundes- und Landesrecht das jeweils spätere Gesetz vorgeht. The-
oretisch ist damit ein dauerhafter Normkrieg zwischen Bund und Ländern möglich. Bisher hat der Bund aller-
dings die abweichenden Landesregelungen akzeptiert.  

Ausgenommen von der Abweichungskompetenz sind die allgemeinen Grundsätze des Naturschutzes sowie 
das Recht des Artenschutzes und des Meeresnaturschutzes. Der Bundesgesetzgeber hat versucht in §§ 1 Abs. 
1, 6 Abs. 1, 8, 13, 20, 30 Abs. 1, 59 Abs. 1 BNatSchG die abweichungsfesten Inhalte selber festzulegen. 
Allerdings ist in der Rechtswissenschaft umstritten, ob diese einfachgesetzliche Bestimmung verfassungs-
rechtlich verbindlich und abschließend ist.45 

                                                      
38 Z.B. EuGH, Urt. v. 10.4.1984 – 14/83, Rn. 26; Urt. v. 7.1.2004 – C-201/02, Rn. 64 f.; Urt. v. 4.7.2006 – C-212/04, Rn. 115.  
39 Vgl. EuGH, Urt. v. 26.1.2012 – C-192/11, Rn. 46; Urt. v. 20.10. 2005 – C-6/04, Rn. 21, 25 f., 37 und Ls. 1; Urt. v. 10.1.2006 – C-

98/03, Rn. 59; Urt. v. 10.5.2007 – C-508/04, Rn. 58 ff., 73, 79, 98. 
40 Z.B. EuGH, Urt. 26.9.2000 – C -262/97, Rn. 40; Urt. v. 04.2.1988 – 157/86, Rn. 11. 
41 EuGH, Urt. v. 10.5.2007 – C-508/04, Rn. 79 f. 
42 Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Pflanzenschutzrechtes“ vom 17.10.2011, Bun-

destags-Drucksache 17/7317, S. 40. 
43 Vgl. Bundestags-Drucksache 17/7317, S. 39. 
44 Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD „Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege“ vom 17.3.2009, Bundestags-Drucksache 16/12274, S. 41. 
45 Vgl. Köck/Wolf 2008. 
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Die Länder können im Rahmen ihrer Abweichungskompetenz eigene Regelung treffen und zwar u.a. bezüglich 
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis (§ 5 BNatSchG), bei der Definition von Eingriffen und der frei-
stellenden Regelvermutung für land- und forstwirtschaftliche Bodennutzungen im Rahmen der Eingriffsrege-
lung (§ 14 Abs. 1 und 2 BNatSchG), zum Biotopverbund und zu den einzelnen abschließend im BNatSchG 
normierten Schutzgebieten (§§ 21-36 BNatSchG) und bei den Ordnungswidrigkeiten (§ 69 BNatSchG).46 

3.2 Länderöffnungsklauseln im Pflanzenschutzrecht des Bundes 
Den Ländern obliegt gemäß § 59 PflSchG die Durchführung des Pflanzenschutzrechts und die Überwachung 
der Einhaltung. Damit hat der Bund auch viele seiner europarechtlichen Verpflichtungen zu Überwachung und 
Kontrolle nach Art. 68 EU-Verordnung 1107/2009 an die Länder delegiert. Die Landesbehörden können zur 
Durchsetzung des Bundesrechts gemäß § 60 PflSchG Anordnungen erlassen und im Einzelfall u.a. auch die 
Anwendung eines Pflanzenschutzmittels zur Verhütung von Verstößen untersagen. Daneben können die zu-
ständigen Landesbehörden auch die Anforderungen an die gute fachliche Praxis und den integrierten Pflan-
zenschutz gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 PflSchG mittels behördlicher Anordnungen konkretisierten. Behördliche 
Anordnungen können gemäß dem § 35 Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes bzw. des betreffenden Lan-
des auch in Form einer Allgemeinverfügung ergehen, wenn sie sich an einen nach allgemeinen Merkmalen 
bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer Sache 
oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit betrifft. Damit wird vermieden, dass für eine Vielzahl ähnlicher 
Einzelfälle gleichartige Einzelanordnungen nötig sind. 

Darüber hinaus können die Länder auch konkretisierende oder weitergehende pflanzenschutzrechtliche Rege-
lungen aufgrund der in Tabelle 2 aufgelisteten Öffnungsklauseln und Ermächtigungen des Pflanzenschutz-
rechts erlassen. Hervorzuheben sind in Bezug auf den Pestizideinsatz in Schutzgebieten die weitreichenden 
Öffnungsklauseln in § 22 Abs. 1 Nr. 1 a) PflSchG und § 4 Abs. 1 Satz 3 PflSchAnwV für Vorschriften zum 
Pestizideinsatz in naturschutz- und wasserrechtlichen Schutzgebieten. Mit diesen hat der Bund in Anbetracht 
der sich überschneidenden Regelungsbereiche und den Abweichungskompetenzen der Länder in den Berei-
chen Naturschutz und Landschaftspflege sowie Wasserhaushalt gemäß Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 und 5 GG seine 
Gesetzgebungskompetenz ausdrücklich zurückgenommen, um Kompetenzabgrenzungskonflikte zu vermei-
den. Mit dem Insektenschutzgesetz wurde das BMEL ausdrücklich ermächtigt, in der Pflanzenschutzanwen-
dungsverordnung Länderöffnungsklauseln zur Berücksichtigung landesspezifischer Besonderheiten vorzuse-
hen (§ 14 Abs. 2a PflSchG). 

3.3 Länderöffnungsklauseln im Bundesnaturschutzgesetz 
Trotz der verfassungsrechtlichen Abweichungskompetenz der Länder beim Naturschutzrecht enthält auch das 
Bundesnaturschutzgesetz eine Vielzahl von Länderöffnungsklauseln und sonstige Ermächtigungen (siehe Ta-
belle 3). Dies ist zum einen noch eine Folge der früheren Rahmenkompetenz des Bundes, zum anderen aber 
auch dem Umstand geschuldet, dass innerhalb Deutschlands große natürliche Unterschiede bestehen. Im Rah-
men des Insektenschutzgesetzes vom 18.8.2021 wurden weitere Länderöffnungsklauseln und Ermächtigungen 
ins BNatSchG aufgenommen (u.a. bezüglich Biotope und Biozide). 

Ziemlich weitgehende Regelungsbefugnisse der Länder bestehen bei der Landschaftsplanung in §§ 10, 11 
BNatSchG sowie bei Schutzgebieten, geschützten Landschaftselementen und Biotopen in §§ 2 Abs. 8, 22-36 
BNatSchG. Daneben ermächtigt der Bundesgesetzgeber auch im abweichungsfesten Artenschutzrecht die Län-
der zu ergänzenden Regelungen. Hervorzuheben ist hier insbesondere die Ermächtigung der Landesregierun-
gen in § 54 Abs. 10 BNatSchG, zur Sicherstellung der besonderen Artenschutzverbote durch Rechtsverord-
nung allgemeine Anforderungen an Bewirtschaftungsvorgaben für die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzung im Sinne des § 44 Abs. 4 BNatSchG festzulegen. 

Landschaftsplanung und Schutzgebiete 

Im Rahmen der Landschaftsplanung können die Länder gemäß § 11 Abs. 1 Satz 4 BNatSchG für die kommu-
nalen Landschafts- und Grünordnungspläne sowohl den Inhalt als auch die rechtliche Verbindlichkeit bestim-

                                                      
46 Vgl. Möckel 2017. 
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men. Damit könnten die Länder die Landschaftsplanung zu einer kommunalen Bodennutzungsplanung aus-
bauen, die ergänzend zur Bauleitplanung auch planerische Festsetzungen für land-, forst- und fischereiwirt-
schaftliche Bodennutzungen erlaubt.47 Die Mehrzahl der Bundesländer hat es bisher allerdings bei einer Fach-
planung ohne eigene Außenverbindlichkeit belassen. Von den Flächenländern sieht nur Nordrhein-Westfalen 
in § 7 Abs. 3 LNatSchG NRW vor, dass Landschaftspläne als außenverbindliche Satzungen ergehen müssen 
und auch Festlegungen hinsichtlich Brachflächen sowie land-, forst- und fischereiwirtschaftlich genutzten Flä-
chen enthalten können (vgl. §§ 11-13 LNatSchG NRW).  

Beim Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft haben die Länder sehr weitgehende Regelungsbe-
fugnisse, da ihnen nach §§ 22-29, 32 BNatSchG sowohl der Erlass der erforderlichen Rechtsakte zur Unter-
schutzstellung und Ausweisung als auch die nähere Bestimmung der Schutzvorschriften für die jeweiligen 
Gebiete und unter Schutz gestellten Landschaftselemente obliegt. Dies gilt gemäß § 32 BNatSchG auch für 
Natura 2000-Gebiete. Lediglich bei Meeresschutzgebiete ist nach § 57 BNatSchG der Bund zuständig. Hin-
sichtlich der neuen Regelungen zu Beleuchtungsanlagen in § 30a BNatSchG ist den Ländern allerdings nur 
eine Schutzverstärkung gestattet. 

Nach dem neu eingefügten § 2 Abs. 8 BNatSchG können die Länder für geschützte Teile von Natur und Land-
schaft auch bei Schutzgebieten mit höheren Schutzniveau einschließlich der FFH-Gebiete und bei gesetzlich 
geschützten Biotopen den Schutz durch vertragliche Vereinbarungen mit Eigentümern, Bewirtschaftern sowie 
Verbänden sicherstellen und hierfür trotz der ordnungsrechtlichen Schutzvorschriften des BNatSchG eine fi-
nanzielle Honorierung anbieten. Inwieweit dies bei FFH-Gebieten mit den europarechtlich erforderlichen 
Schutzniveau zu vereinbaren ist, ist allerdings fraglich, da nach Art. 4 und 6 FFH-Richtlinie ein zeitlich unbe-
grenzter und auch gegenüber Dritten verbindlicher Schutz zu gewährleisten ist.48 

Gesetzlich geschützte Biotope 

Bei gesetzlich geschützten Biotopen sind gemäß § 30 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG alle Handlungen verboten, die 
zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung folgender Biotope führen können. Dies 
gilt sowohl für die bundesrechtlich gelisteten Biotoptypen als auch für weitere Biotoptypen, die gemäß § 30 
Abs. 2 Satz. 2 BNatSchG von den Ländern landesrechtlich unter Schutz gestellt wurden.49 U.a. hatten viele 
Bundesländern Streuobstwiesen unter Schutz gestellt. In Bayern erfolgte dies 2019 mit dem Gesetz zum Volks-
begehren. Nunmehr hat der Bundesgesetzgeber mit dem Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 Streuobstwiesen 
sowie Steinriegel, Trockenmauern, magere Flachland-Mähwiesen und Berg-Mähwiesen nach Anhang I der 
Richtlinie 92143/EWG unter Nr. 7 in den Katalog von § 30 Abs. 2 BNatSchG aufgenommen.  

Die Länder dürfen gemäß der Unberührtheitsklausel in § 30 Abs. 8 BNatSchG seit 2009 von § 30 Abs. 2 Satz 
1 BNatSchG abweichende Schutzvorschriften für gesetzlich geschützte Biotope erlassen, wenn in der Gesamt-
schau (einschließlich der Regelungen zu Ausnahmen und Befreiungen) sich hieraus ein strengeres Schutzni-
veau ergibt.50 Mit dem Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 wurde diese Unberührtheitsklausel für die neu in 
den Katalog aufgenommenen Biotoptypen um die folgende Formulierung ergänzt: „sowie bestehende landes-
rechtliche Regelungen, die die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 genannten Biotope betreffen“. Die Ergänzung 
bewirkt bezüglich § 30 Abs. 2 Nr. 7 BNatSchG, dass: 

1. entgegen Art. 72 Abs. 3 Satz 3 GG die neue Bundesregelung nicht das bereits bestehende Landesrecht 
verdrängt (z.B. in Schutzgebietsverordnungen) und 

2. entgegen der allgemeinen Unberührtheitsklausel in Absatz 8 auch ein weniger strenges landesrechtli-
ches Schutzniveau Bestand hat. 

                                                      
47 Ausführlicher zum ökologischen und rechtlichen Erfordernis einer solchen Bodennutzungsplanung Möckel 2013. Vgl. auch Franßen 

2021, S. 158 ff. 
48 Vgl. EuGH, C-75/01, Slg. 2003, I-1585 Rn. 28, 39, 43 f.; C-177/00, Slg. 2003, I-233 Rn. 15, 20 f.; C-394/00, Slg. 2002, I-581, Rn. 

11; C-96/98, Slg. 1999, I-8531 Rn. 26–28; C-159/99, Slg. 2001, I-4007 Rn. 32; C-355/90, Slg. 1993, I-4221 Rn. 31 f.; 
Czybulka/Kampowski 2009; Epiney/Gammenthaler 2009, S. 27 f. 

49 Vgl. Kratsch/Czybulka/Schumacher in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2021, § 30 Rn. 16 f. 
50 Vgl. Kratsch/Czybulka/Schumacher und Fischer-Hüftle in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2021, § 30 Rn. 85 und vor § 

13-19 Rn. 7. 
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Allerdings bezieht sich diese ergänzte Regelung nach dem Wortlaut („bestehende“) nur auf Landesrecht, wel-
ches am 1.3.2022 – dem Tag des Inkrafttretens der Änderung in § 30 Abs. 8 BNatSchG51 – schon existierte 
und nicht auf zukünftiges Landesrecht. Sofern die Bundesregierung in ihrer Begründung zum Insektenschutz-
gesetz auch für die Zukunft Konkretisierungen der Länder in Bezug auf die in Nr. 7 neu aufgenommenen 
Biotoptypen als statthaft ansieht (u.a. aufgrund regionaler Besonderheiten),52 so steht dies im Widerspruch 
zum eindeutigen Wortlaut der ergänzten Klausel. Die Begründung ist daher lediglich als ein allgemeines Zei-
chen der Offenheit der Bundesregierung gegenüber landesrechtlichen Konkretisierungen bei § 30 Abs. 2 Nr. 
7 BNatSchG zu verstehen, wie sie in der Unberührtheitsklausel des § 30 Abs. 8 BNatSchG zum Ausdruck 
kommt. Schwächen zukünftige Konkretisierungen und sonstige zukünftige landesrechtliche Abweichungen 
von der Bundesregel den Schutzstandard ab, sind sie nur im Rahmen der Abweichungskompetenz nach Art. 
72 Abs. 3 Nr. 2 GG möglich.53 

Soweit die Bundesregierung in ihrer Gesetzbegründung die Biotypten der Nr. 7 näher beschreibt,54 so sind 
diese Beschreibungen keine gesetzliche oder sonst rechtlich verbindliche Definitionen, sondern lediglich bei 
einer behördlichen oder gerichtlichen Entscheidung als ein Auslegungsaspekt von mehreren zu berücksichti-
gen. Wenn wie in Bayern mit Art. 23 Abs. 1 Nr. 6 BayNatSchG landesrechtlich eine gesetzliche Definition 
besteht, dann hat diese gemäß § 30 Abs. 8 BNatSchG weiterhin Bestand und geht insofern der Bundesregelung 
vor. Wenn wie in Bayern mit Art. 23 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG55 landesrechtlich geschützte Biotoptypen 
weiter als in § 30 Abs. 2 BNatSchG gefasst sind oder werden, dann schränkt das Bundesrecht gemäß § 30 Abs. 
2 S. 2, Abs. 8 BNatSchG diese weitergehende Unterschutzstellung nicht ein. 

Regulierung der Anwendung von Biozidprodukten 

Schließlich wurde mit dem Insektenschutzgesetz die Anwendung von Biozidprodukten in Naturschutzgebie-
ten, Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten, Natur-
denkmälern sowie in gesetzlich geschützten Biotopen stark eingeschränkt. Verboten ist nunmehr der flächige 
Einsatz von Insektizide, Akarizide und Produkte gegen andere Arthropoden sowie das Spritzen und Sprühen 
von Holzschutzmitteln, wobei § 30a BNatSchG erst am 1.3.2022 in Kraft getreten ist. Nach § 30a Satz 3 
BNatSchG können die Länder in Rechtsakten zur Ausweisung von naturschutzrechtlichen Schutzgebieten für 
bestimmte Fallgruppen Ausnahmen vorzusehen, soweit dies zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier 
erforderlich ist. Des Weiteren werden durch § 30a BNatSchG das gegebenenfalls nach § 34 BNatSchG beste-
hende Erfordernis zur Anzeige und zu behördlichen Verträglichkeitsprüfungen und diesbezügliche weiterge-
hende Schutzvorschriften der Länder in Landesnaturschutzgesetzen oder Schutzgebietsrechtsakten nicht ein-
geschränkt (§ 30a Satz 4 BNatSchG). 

 

                                                      
51 Nach Art. 4 des Gesetzes zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland und zur Änderung weiterer Vorschriften, vom 18.8.202, 

BGBl. I vom 30.8.2021 Nr. 59, S. 3908 (3913) tritt Artikel 1 Nr. 11 erst am 1. März 2022 in Kraft. 
52 Im Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes, Bundestag-

Drucksache 19/28182 vom 1.4.2021, S. 21 steht als Begründung zur Änderung des § 30 BNatSchG: „Mit der neu eingefügten 
Nummer 7 in § 30 Absatz 2 Satz 1 werden artenreiches Grünland, Streuobstwiesen, Steinriegel und Trockenmauern in den Kreis 
der nach Bundesrecht gesetzlich geschützten Biotope einbezogen. Unter Berücksichtigung von regionalen Besonderheiten können 
Konkretisierungen hinsichtlich des jeweiligen Begriffsverständnisses, etwa im Hinblick auf Artenreichtum, Artenzusammensetzung 
und andere Kriterien, von den Ländern in ihren Ländergesetzen oder Kartieranleitungen vorgenommen werden. Maßnahmen, die 
zur Erhaltung und insektenfreundlichen Bewirtschaftung dieser Biotope erforderlich sind, sowie eine finanzielle Förderung dieser 
Maßnahmen sind auch weiterhin möglich. Die anthropogen entstandenen Biotope „artenreiches Grünland“ und Streuobstwiesen“ 
eignen sich in besonderer Weise für Maßnahmen des Vertragsnaturschutzes oder die Teilnahme an öffentlichen Förderprogram-
men.“ 

53 Vgl. Kratsch/Czybulka/Schumacher in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2021, § 30 Rn. 18. 
54 Z.B. für Streuobstwiesen „Erfasst werden flächig angelegte, extensiv genutzte Obstbaumbestände mit mindestens 25 lebenden Bäu-

men, überwiegend aus Hochstämmen (mindestens 160 cm Stammhöhe), auf Wiesen mit einer Mindestfläche von 1500 qm.“ (Bun-
destag-Drucksache 19/28182 vom 1.4.2021, S. 22). 

55 „Arten- und strukturreiches Dauergrünland“ geht über „magere Flachland-Mähwiesen und Berg-Mähwiesen nach Anhang I der 
Richtlinie 92143/EWG“ hinaus. 
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4 Bewertung des Insektenschutzpaktes des Bundes hinsichtlich des 
Volksbegehrens Artenvielfalt & Naturschönheit in Bayern „Rettet die 
Bienen“ 

Das Insektenschutzpaket des Bundes vom Sommer 2021 mit den Novellierungen im BNatSchG, PflSchG und 
der PflSchAnwV schränkt das bayerische Gesetz zur Umsetzung des Volksbegehrens vom 24.6.2019 nicht 
ein. Zwar wurden sowohl ins BNatSchG als auch in die PflSchAnwV Regelungen aufgenommen, die ähnliche 
Regelungszwecke wie das Volksbegehren verfolgen (u.a. gesetzlicher Biotopschutz für Streuobstwiesen und 
arten- und strukturreiches Dauergrünland; Reduzierung Lichtverschmutzung sowie Einschränkung des Pesti-
zideinsatzes in geschützten Teilen von Natur und Landschaft), allerdings enthalten das Naturschutzrecht und 
das Pflanzenschutzrecht des Bundes vielfältige Öffnungsklauseln und Regelungsermächtigungen zugunsten 
der Länder.  

Dies gilt im Naturschutzrecht insbesondere bei Schutzgebieten sowie auch beim gesetzlichen Biotopschutz 
gemäß § 30 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 8 BNatSchG. Beim Einsatz von Bioziden können die Länder bei Natura 
2000-Gebieten weitergehende Schutzregelungen treffen (§ 30a Satz 4 BNatSchG). Hinzu kommt die sehr um-
fangreiche verfassungsrechtliche Abweichungskompetenz der Länder im Bereich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege sowie bezüglich des Wasserhaushaltes (Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 und 5 GG), die es den Bundes-
ländern erlaubt, auch über die Öffnungsklauseln und Ermächtigungen hinaus von Regelungen des Bundesna-
turschutzrechts abzuweichen (hiervon ausgenommen sind die allgemeinen Grundsätze, das Artenschutzrecht 
und der Meeresnaturschutz).  

Im Pflanzenschutzrecht räumen § 22 Abs. 1 Nr. 1 a) PflSchG sowie §§ 4 Abs. 1 Satz 3, 4a Satz 5 PflSchAnwV 
den Ländern die Befugnis ein, eigene Vorschriften zum Pestizideinsatz in naturschutz- und wasserrechtlichen 
Schutzgebieten sowie bei Gewässerrandstreifen zu erlassen und mit diesen auch von bundesrechtlichen Vor-
schriften (z.B. in § 4 PflSchAnwV) abzuweichen. Damit nimmt der Bund auf Abweichungskompetenzen der 
Länder im Naturschutz- und Wasserrecht sowie gemäß § 14 Abs. 2a PflSchG auch auf landesspezifische Be-
sonderheiten Rücksicht. 

In Anbetracht der landesrechtlichen Regelungsbefugnisse bei der Landschaftsplanung und für geschützte Teile 
von Natur und Landschaft nach dem Naturschutz- und Pflanzenschutzrecht des Bundes können die Ländern 
und somit auch Bayern umfassend eigene Regelungen zur Anwendung von Pestiziden in und in der Nähe von 
Schutzgebieten, Landschaftsbestandteilen und gesetzlich geschützten Biotopen sowie Oberflächengewässern 
normieren. Dies kann zum einen im jeweiligen Landesnaturschutzgesetz und Landeswassergesetz bzw. in den 
Gesetzen zur Ausweisungen von Schutzgebieten erfolgen oder zum anderen indem in einem Landesgesetz die 
Landesregierung bzw. die Kommunen ermächtigt werden, in ihren Rechtsverordnungen bzw. Satzungen zur 
Ausweisung von Schutzgebieten entsprechende Regelungen zu treffen. 

Sofern die Länder über die Vorschriften des Pflanzenschutz- und Naturschutzrechts des Bundes hinausgehen, 
müssen sie die verfassungsrechtlichen Anforderungen an Grundrechtsbeschränkungen (u.a. Verhältnismäßig-
keit) beachten. Sofern sie weniger strenge Anforderungen normieren, darf dies nicht zu einer europarechts-
widrigen Rechtslage führen. Vielmehr sind die Länder in Anbetracht der föderalen Struktur Deutschland eu-
roparechtlich verpflichtet, im Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenzen und Ermächtigungen vorhandene 
Defizite des Bundesrechts bei der Implementierung des europäischen Rechts zu beheben. 

Pflicht zur Umsetzung des europäischen Pestizid- und Naturschutzrechts 

Derartige Defizite bestehen sowohl im Pflanzenschutz-, Chemikalien und Naturschutzrecht des Bundes.56 Im 
Pflanzenschutzrecht hat der Bund u.a. die gemäß Art. 55 der EU-Verordnung 1107/2009/EG und Art. 14 i.V.m. 
Anhang III EU-Richtlinie 2009/128/EG verbindlichen Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes nicht wei-
ter konkretisiert und daher nicht einer praxistauglichen Umsetzung und Kontrollierbarkeit zugeführt. Des Wei-
teren stellen weder § 4 PflSchAnwV noch §§ 5 Abs. 2, 34 Abs. 6 BNatSchG wirksam sicher, dass die Ver-
wendung von Pestiziden in Natura 2000-Gebieten so weit wie möglich gemäß Art. 12 EU-Richtlinie 
2009/128/EG minimiert oder verboten wird und der verbleibende Pestizideinsatz gemäß Art. 6 Abs. 3 FFH-
Richtlinie in und in der Nähe nur nach einer vorangehenden behördlichen Verträglichkeitsprüfung erfolgt, in 
der erhebliche Beeinträchtigung des betreffenden Natura 2000-Gebiets objektiv und ohne wissenschaftlich 

                                                      
56 Vgl. die ausführlichen Untersuchungen in Mühlenberg/Möckel/Sattler 2021, S. 72 ff., 76 ff., 101 ff. 
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begründete Zweifel ausgeschlossen werden.57 Gemäß den Vorgaben zur Gemeinsamen Agrarpolitik ist nicht 
mehr nur das Verschlechterungsverbot bei Natura 2000-Gebieten (Art. 6 Abs. 2 FFH-Richtlinie) zugleich auch 
eine Cross Compliance-Verpflichtungen beim Erhalt von Direktzahlungen (vgl. Art. 93 i.V.m. Anhang II GAB 
3 EU-Verordnung 1306/2013, sondern haben ab 2023 Verstöße gegen die zur Umsetzung von Art. 12 EU-
Richtlinie 2009/128/EG erlassenen nationalen Beschränkungen Beihilfekürzungen zur Folge (Art. 12 i.V.m. 
Anhang III GAB 4 und 8 der EU-Verordnung 2021/2115). 

Art. 22 und 23a BayNatSchG beheben diese Defizite derzeit nicht vollständig, da mit Ausnahme für Dauer-
grünlandflächen (Art. 3 Abs. 4 Nr. 8 BayNatSchG) der Pestizideinsatz in Natura 2000-Gebieten nicht weiter 
gegenüber dem Bundesrecht eingeschränkt ist. Es ist zu vermuten, dass ähnlich wie in Niedersachsen oder 
Sachsen58 die bundes- und landesrechtlichen Defizite hinsichtlich Natura 2000-Gebiete auch in Bayern nicht 
vollständig durch Regelungen in den jeweiligen Rechtsakten zur Ausweisung der Schutzgebiete behoben wer-
den. Insgesamt besteht hinsichtlich des Pestizideinsatzes in und in der Nähe von Natura 2000-Gebieten sowie 
hinsichtlich des integrierten Pflanzenschutzes ein nicht europarechtskonformer Zustand. Zu Behebung der 
Umsetzungsdefizite sind sowohl der Bund als auch Bayern verpflichtet. 

Bayerisches Naturschutzgesetz 

Mit Blick auf das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes zugunsten der Artenvielfalt und 
Naturschönheit in Bayern („Rettet die Bienen!“), welches das diesbezügliche Volksbegehren 1:1 umsetzte, ist 
zu konstatieren: 

1. Die naturschutz- und pflanzenschutzrechtlichen Novellierungen des Bundes im Rahmen des Insekten-
schutzpakets heben weder die bayerischen Regelungen von 2019 wieder auf noch schränken sie diese ein 
(dies gilt insbesondere auch in Bezug auf den Pestizideinsatz in Schutzgebieten als auch hinsichtlich der 
Festlegung und Definition von gesetzlich geschützten Biotopen). 

2. Die Regelungen im Bayerischen Naturschutzgesetz sowie im Bayerischen Wasser-, Wald-, Agrarwirt-
schaftsgesetz und Land- und forstwirtschaftlichen Zuständigkeits- und Vollzugsgesetzes reichen derzeit 
nicht aus, die bundesrechtlichen Defizite hinsichtlich der Umsetzung des europäischen Pflanzen- und Na-
turschutzrechts vollständig zu beheben. 

3. Die Regelungen im BayNatSchG gleichen ebenfalls nicht die bundesrechtlichen Defizite hinsichtlich 
eines ausreichenden Schutzes terrestrischer Habitate vor Pestizideinträgen aus, da anders als bei Gewäs-
sern (Art. 21 BayWG, § 4a PflSchAnwV) keine Abstandsflächen zu Schutzgebieten, gesetzlich geschütz-
ten Landschaftsbestandteilen und Biotopen sowie anderen für den Erhalt der Biodiversität relevanten 
Landschaftselementen (z.B. Blühstreifen) gesetzlich vorgeschrieben sind und nach Art. 23a BayNatSchG 
auf intensiv genutzten land- und fischereiwirtschaftlichen Flächen in Naturschutzgebieten sowie in ge-
setzlich geschützten Landschaftsbestandteilen und Biotopen der Einsatz von Pestiziden nicht weiter ge-
genüber § 4 PflSchAnwV eingeschränkt ist.  

Insgesamt ist zu empfehlen, bundes- oder landesrechtlich den Einsatz von Pestiziden vollständig in und in der 
Nähe von Naturschutzgebieten, gesetzlich geschützten Landschaftsbestandteilen und Biotopen sowie in den 
Kernzonen von Nationalparks, Naturmonumenten und Biosphärenreservaten zu untersagen und im Übrigen 
den Einsatz in diesen Schutzgebieten sowie in und in der Nähe von Natura 2000-Gebieten einem Genehmi-
gungsvorbehalt mit behördlicher Verträglichkeitsprüfung zu unterwerfen.59 Bei der Festlegung der einzube-
ziehenden Abstandsflächen sollte bei kleineren Schutzobjekten (u.a. Biotope und Landschaftsbestandteile) zu-
mindest die unmittelbare Abdrift und bei den größeren Schutzgebieten auch die weiträumigere Verfrachtung 
von Pestiziden mit berücksichtigt werden. 

                                                      
57 Ausführlich zu den europarechtlichen Anforderungen bei Natura 2000-Gebieten für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bo-

dennutzungen Möckel 2021. 
58 Vgl. Mühlenberg/Möckel/Sattler 2021, S. 20 ff., 89 ff. 
59 Vgl. die Vorschläge in Mühlenberg/Möckel/Sattler 2021, S. 124 ff. 
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Tabellen 

Tabelle 1: Anwendungsregeln und ‐verbote für Pestizide in geschützten Teilen von Natur und Landschaft nach dem Bayerischen Naturschutzgesetz nach 
Umsetzung des Volksbegehrens Artenvielfalt & Naturschönheit in Bayern „Rettet die Bienen“ sowie dem Natur‐ und Pflanzenschutzrecht des Bundes nach 
Umsetzung des „Insektenschutzpakets“ der Bundesregierung unter Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 

 

  Pestizid‐ 
  Stoffgruppe  
geschützte 
Teile von Natur  
und Landschaft 

Herbizide  Fungizide  Insektizide  
einschließlich Akarizide & Molluskizide 

sonstige Pflan‐
zenschutz‐ 
mittel (PSM) wie 
z.B. Wachstums‐ 
regler 

Biozidprodukte 

flächendeckend in 
Deutschland 

§ 44 Abs. 1 und 4 BNatSchG 
Geltung der besonderen Artenschutzverbote, wonach der Einsatz von Pestiziden nicht den Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art des Anhangs IV 
der FFH‐Richtlinie, der Anlage 1 Spalte 2 BArtSchV oder einer europäischen Vogelart verschlechtern darf. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
§ 69 Abs. 2 Nr. 1‐4 und Nr. 6 BNatSchG 

Ordnungswidrigkeit bei Verstößen 

§ 71a Abs. 1 Nr. 1‐3, Abs. 3‐5 BNatSchG 

Strafbarkeit, wenn eine Person entgegen § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG eine besonders geschützte Art tötet oder seine Entwicklungsformen aus der Natur ent‐
nimmt oder zerstört; entgegen § 44 Abs. 2 Nr. 1 ein Tier oder eine Pflanze in Besitz oder Gewahrsam nimmt oder in Besitz oder Gewahrsam hat oder be‐ oder 
verarbeitet oder eine in § 69 Absatz 2 Nummer 1 bis 4, Absatz 3 Nummer 21, Absatz 4 Nummer 1 oder Absatz 5 bezeichnete vorsätzliche Handlung gewerbs‐ 
oder gewohnheitsmäßig begeht 

Ausgenommen: im Fall unerheblicher Mengen und unerheblicher Auswirkungen auf Erhaltungszustand der Art, sofern sowie keine gewerbs‐ oder gewohn‐
heitsmäßig Begehung  
§ 3 Abs. 1 PflSchG (Gute fachliche Praxis des Pflanzenschutzes) 
Pflicht zur Einhaltung der allgemeinen Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes des Anhangs III der Richtlinie 
2009/128/EG; 

Pflicht zur Gesunderhaltung und Qualitätssicherung von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen; 

Pflicht zu Maßnahmen zum Schutz vor sowie die Abwehr von Gefahren, die durch die Anwendung, das Lagern und den 
sonstigen Umgang mit Pflanzenschutzmitteln oder durch andere Maßnahmen des Pflanzenschutzes, insbesondere für die 
Gesundheit von Mensch und Tier und für den Naturhaushalt einschließlich des Grundwassers, entstehen können. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
§ 68 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 PflSchG 

Ordnungswidrigkeit, wenn gegen vollziehbare Anordnungen nach § 3 Abs. 1 Satz 3 PflSchG zuwidergehandelt wird. 

 

§ 12 Abs. 1 PflSchG 
Pflicht zur Einhaltung der in der Zulassung festgesetzten, jeweils gültigen Anwendungsgebiete und Anwendungsbestim‐
mungen. 
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§ 12 Abs. 2 Satz 1, Satz 3 PflSchG
Verbot des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln auf befestigten Freilandflächen und sonstigen Freilandflächen, die weder 
landwirtschaftlich noch forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt werden. Behördliche Ausnahmen möglich. 

§ 12 Abs. 3 Satz 2 PflSchG 
Verbot des Einsatzes von allen Pflanzenschutzmitteln im Haus‐ und Kleingartenbereich, die nur für berufliche Anwender 
zugelassen sind. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
§ 68 Abs. 1 Nr. 7 und 8, Abs. 3 PflSchG 

Ordnungswidrigkeit, wenn gegen die Pflichten und Verbote in § 12 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 2 PflSchG 
verstoßen wird. 

§ 69 Abs. 1 Nr. 4 PflSchG 

Strafbarkeit, wenn entgegen § 12 Abs. 3 Satz 2 Nummer 1 oder 2 PflSchG im Haus‐ und Kleingartenbereich ein Pflanzen‐
schutzmittel vorsätzlich anwendet. 

§ 13 Abs. 1 und 2 PflSchG 
Anwendungsverbot, wenn Anwender damit rechnen müssen, dass Pestizideinsatz schädliche Auswirkungen auf die Ge‐
sundheit von Mensch oder Tier oder auf das Grundwasser oder sonstige erhebliche schädliche Auswirkungen, insbeson‐
dere auf den Naturhaushalt, hat. 

Geltung der besonderen Artenschutzverbote, wonach der Einsatz von Pestiziden u.a. nicht den Erhaltungszustand der loka‐
len Population einer Art des Anhangs IV der FFH‐Richtlinie oder einer europäischen Vogelart verschlechtern darf. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
§ 68 Abs. 1 Nr. 1, 9‐12, Abs. 3 PflSchG 

Ordnungswidrigkeit, wenn gegen vollziehbare Anordnungen nach § 13 Abs. 3 PflSchG zuwidergehandelt wird. 

Ordnungswidrigkeit, wenn gegen ein Verbot in § 13 Abs. 1 Nr. 1‐4 PflSchG verstoßen wird. 

§ 69 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 4, Abs. 5 PflSchG 

Strafbarkeit, wenn eine in § 68 Abs. 1 Nr. 9‐11 PflSchG bezeichnete Handlung vorsätzlich begangen wird, die sich auf ein 
Tier oder eine Pflanze einer streng geschützten Art bezieht (Ausnahme: unerhebliche Menge und unerhebliche Auswirkun‐
gen auf Erhaltungszustand der Art). 

§ 68 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4, Abs. 5 PflSchG 

Strafbarkeit, wenn entgegen § 13 Abs. 1 Nr. 1 PflSchG eine besonders geschützte Art getötet oder seine Entwicklungsfor‐
men aus der Natur entnommen oder zerstört werden (Ausnahme: unerhebliche Menge und unerhebliche Auswirkungen 
auf Erhaltungszustand der Art). 

 

§§ 1‐3 PflSchAnwV 
Verbot oder Beschränkung der Anwendung von Pestiziden der Anlage 1 und 2 der PflSchAnwV 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
§ 8 PflSchG 

Strafbarkeit von Verstößen gegen § 1 PflSchG 
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§ 3b PflSchAnwV 
Auflagen und Beschränkungen 
beim Einsatz von Glyphosat und 
Glyphosat‐Trimesium 

§ 9 PflSchAnwV 
Verbot von Glyphosat und Gly‐
phosat‐Trimesium in Deutschland 
ab 1.1.2024 

       

flächendeckend in 
Bayern 

Art. 3 Abs. 4 Nr. 8, Abs. 5 Satz 3 BayNatSchG 
Verbot des flächenhaften Einsatzes von Pflanzenschutzmittel auf Dauergrünlandflächen ab 1.1.2022; Ausnahmen für punk‐
tuellen Einsatz möglich. 

 

  Herbizide  Fungizide  Insektizide, Akarizide & Molluskizide  sonstige PSM  Biozidprodukte 

Natura 2000 Gebiete 
i.S.v. § 32 BNatSchG 
Hinweis: Sofern Flä‐
chen in Natura 2000‐
Gebieten in Form ei‐
ner anderen Schutz‐
kategorie geschützt 
sind, gilt die jeweils 
weitergehende 
Schutzanforderung. 

§ 34 Abs. 6 BNatSchG 
Anzeigepflicht und behördliche Verträglichkeitsprüfung im Fall nicht mit Gewissheit auszuschließender erheblicher Beeinträchtigungen eines Natura 2000‐
Gebiets (Hinweis: eine analoge Anwendung der freistellenden Regelvermutung in § 14 Abs. 2 BNatSchG ist nicht mit Art. 6 Abs. 3 FFH‐Richtlinie zu vereinba‐
ren Möckel 2021). 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot in FFH‐Gebieten von Her‐
biziden (Satz 1 Nr. 2) außerhalb 
von Flächen zum Gartenbau, 
Obst‐ und Weinbau, Anbau von 
Hopfen und sonstigen Sonderkul‐
turen, zur Vermehrung von Saat‐
gut und Pflanzgut sowie Ackerflä‐
chen; Ausnahmen möglich nach § 
4 Abs. 2 PflSchAnwV 

§ 4 Abs. 3 PflSchAnwV 

Unterlassung des Einsatzes von 
Herbiziden in FFH‐Gebieten auf 
Ackerflächen aufgrund freiwilliger 
Vereinbarungen und Maßnahmen 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot in FFH‐Gebieten von Pestiziden der Anlage 2 oder 3 der PflSchAnwV (Satz 1 Nr. 
1) außerhalb von Flächen zum Gartenbau, Obst‐ und Weinbau, Anbau von Hopfen und 
sonstigen Sonderkulturen, zur Vermehrung von Saatgut und Pflanzgut sowie Ackerflä‐
chen; Ausnahmen möglich nach § 4 Abs. 2 PflSchAnwV 

§ 4 Abs. 3 PflSchAnwV 

Unterlassung des Einsatzes der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Pestizide in FFH‐
Gebieten auf Ackerflächen aufgrund freiwilliger Vereinbarungen und Maßnahmen 

 

  § 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot in FFH‐Gebieten von als bienengefährlich o‐
der bestäubergefährlich eingestuften Insektiziden 
(Satz 1 Nr. 3) außerhalb von Flächen zum Garten‐
bau, Obst‐ und Weinbau, Anbau von Hopfen und 
sonstigen Sonderkulturen, zur Vermehrung von 
Saatgut und Pflanzgut sowie Ackerflächen; Ausnah‐
men möglich nach § 4 Abs. 2 PflSchAnwV 

§ 4 Abs. 3 PflSchAnwV 

Unterlassung des Einsatzes der in Absatz 1 Satz 1 
Nr. 3 bezeichneten Pestizide in FFH‐Gebieten auf 
Ackerflächen aufgrund freiwilliger Vereinbarungen 
und Maßnahmen 
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  Herbizide  Fungizide  Insektizide, Akarizide & Molluskizide  sonstige PSM  Biozidprodukte 

Naturschutzgebiet  
i.S.v. § 23 BNatSchG 
 
Nationalpark  
i.S.v. § 24 BNatSchG 
 
Nationales Naturmo‐
nument 
i.S.v. § 24 BNatSchG 
 
Naturdenkmal 
i.S.v. § 28 BNatSchG 

§§ 23 Abs. 2; 24 Abs. 3, 4; 28 Abs. 2 BNatSchG 
Verbot aller Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des Gebietes oder Denkmals, seiner Bestandteile oder zu einer nachhalti‐
gen Störung führen können. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
Wenn landesrechtlich normiert: 

Bayern: Ordnungswidrigkeit bei Verstößen, wenn Schutzvorschriften auf gemäß Art. 57 Abs. 1 Nr. 2 BayNatSchG verweisen, oder gemäß Art. 57 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 BayNatSchG gegen vollziehbare Anordnungen verstoßen wird. 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot von Herbiziden (Satz 1 Nr. 
2); Ausnahmen möglich nach § 4 
Abs. 2 PflSchAnwV 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot von Pestiziden der Anlage 2 oder 3 der PflSchAnwV (Satz 1 Nr. 1); Ausnahmen 
möglich nach § 4 Abs. 2 PflSchAnwV 

§ 30a BNatSchG 
Verbot des flächigen Einsatzes 
von Biozidprodukten der Pro‐
duktart 18 (Insektizide, Akari‐
zide und Produkte gegen an‐
dere Arthropoden) und des 
Spritzens und Sprühens von 
Holzschutzmitteln der Pro‐
duktart 8 des Anhangs V EU‐
Verordnung 528/2012 

Ordnungswidrigkeit oder Straf‐
barkeit 
§ 69 Abs. 3 Nr. 5a BNatSchG 

Ordnungswidrigkeit bei Verstö‐
ßen 

    § 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot von als bienengefährlich oder bestäuberge‐
fährlich eingestuften Insektiziden (Satz 1 Nr. 3); 
Ausnahmen möglich nach § 4 Abs. 2 PflSchAnwV 

 

Art. 23a BayNatSchG 
In Naturschutzgebieten ist in Bayern die Anwendung von Pestiziden (Pflanzenschutzmittel und Biozide) außerhalb von intensiv genutzten land‐ und fischerei‐
wirtschaftlichen Flächen verboten. Naturschutzbehörde kann Ausnahme erteilen, wenn keine Gefährdung des Schutzzwecks zu befürchten ist. 

  Herbizide  Fungizide  Insektizide, Akarizide & Molluskizide  sonstige PSM  Biozidprodukte 

Biosphärenreservat 
i.S.v. § 25 BNatSchG 

§§ 25 Abs. 3 i.V.m. 23 Abs. 2 bzw. 26 Abs. 2 BNatSchG 

Verbot aller Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des Gebiets, seiner Bestandteile bzw. seines Charakters, die zu einer nach‐
haltigen Störung führen können oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
Wenn landesrechtlich normiert (in Bayern nicht der Fall gemäß Art. 57 BayNatSchG) 

in Kern‐ und 
Pflegezonen 

§ 3b Abs. 5 PflSchAnwV 
Verbot des Einsatzes von Gly‐
phosat und Glyphosat‐Trimesium 

      § 30a BNatSchG 
Verbot des flächigen Einsatzes 
von Biozidprodukten der Pro‐
duktart 18 (Insektizide, Akari‐
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zide und Produkte gegen an‐
dere Arthropoden) und des 
Spritzens und Sprühens von 
Holzschutzmitteln der Pro‐
duktart 8 des Anhangs V EU‐
Verordnung 528/2012 

Ordnungswidrigkeit oder Straf‐
barkeit 
§ 69 Abs. 3 Nr. 5a BNatSchG 

Ordnungswidrigkeit bei Verstö‐
ßen 

  Herbizide  Fungizide  Insektizide, Akarizide & Molluskizide  sonstige PSM  Biozidprodukte 

Landschaftsschutz‐ 
gebiet 
i.S.v. § 26 BNatSchG 

§ 26 Abs. 2 BNatSchG 
Verbot aller Handlungen, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
nur wenn landesrechtlich normiert: 

Bayern: Ordnungswidrigkeit bei Verstößen, wenn Schutzvorschriften auf Art. 57 Abs. 1 Nr. 2 BayNatSchG verweisen oder gemäß Art. 57 Abs. 1 Nr. 4 Bay‐
NatSchG gegen vollziehbare Anordnungen verstoßen wird. 

  Herbizide  Fungizide  Insektizide, Akarizide & Molluskizide  sonstige PSM  Biozidprodukte 

geschützte Land‐
schafts‐bestandteile 
i.S.v. § 29 BNatSchG 

§ 29 Abs. 2 BNatSchG 
Verbot der Beseitigung eines geschützten Landschaftsbestandteils sowie aller Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
geschützten Landschaftsbestandteils führen können. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
wenn landesrechtlich normiert 

in Bayern: Ordnungswidrigkeit bei Verstößen gegen Einzelanordnungen gemäß Art. 57 Abs. 1 Nr. 3 BayNatSchG 

Art. 16 BayNatSchG 
Es ist verboten, nach Art. 16 BayNatSchG unter gesetzlichen Schutz gestellte Landschaftsbestandteile zu beseitigen, beschädigen oder auf sonstige Weise 
erheblich zu beeinträchtigen. 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
Art. 57 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 BayNatSchG 

Art. 23a BayNatSchG 
Verbot der Anwendung von Pestiziden (Pflanzenschutzmittel und Biozide) innerhalb der nach Art. 16 BayNatSchG gesetzlich geschützten Landschaftsbestand‐
teilen außerhalb von intensiv genutzten land‐ und fischereiwirtschaftlichen Flächen. Naturschutzbehörde kann Ausnahme erteilen, wenn keine Gefährdung 
des Schutzzwecks zu befürchten ist. 
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  Herbizide  Fungizide  Insektizide, Akarizide & Molluskizide  sonstige PSM  Biozidprodukte 

gesetzliche  
geschützte Biotope 
i.S.v. § 30 BNatSchG 

§ 30 Abs. 2 BNatSchG 
Verbot aller Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung folgender Biotope führen können. 

Teilweise abweichende Regelungen gemäß Art. 23 Abs. 2‐6 BayNatSchG 

Ordnungswidrigkeit oder Strafbarkeit 
§ 69 Abs. 3 Nr. 5 BNatSchG 

Ordnungswidrigkeit bei Verstößen 

Art. 58 Abs. 1 Nr. 5 BayNatSchG 

Ordnungswidrigkeit bei Verstößen gegen § 30 Abs. 2 BNatSchG bei den landesrechtlich in Art. 23 Abs. 1 Nr. 1‐5 BayNatSchG unter Schutz gestellten Biotopen 
(nicht davon umfasst sind Verstöße im Fall von Nr. 6 Streuobstbestände und Nr. 7. arten‐ und strukturreiches Dauergrünland) 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot von Herbiziden (Satz 1 Nr. 
2) (ausgenommen: Trockenmau‐
ern im Weinbau); Ausnahmen 
möglich nach § 4 Abs. 2 
PflSchAnwV. 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot von Pestiziden der Anlage 2 oder 3 der PflSchAnwV (Satz 1 Nr. 1) (ausgenom‐
men: Trockenmauern im Weinbau); Ausnahmen möglich nach § 4 Abs. 2 PflSchAnwV 

§ 30a BNatSchG 
Verbot des flächigen Einsatzes 
von Biozidprodukten der Pro‐
duktart 18 (Insektizide, Akari‐
zide und Produkte gegen an‐
dere Arthropoden) und des 
Spritzens und Sprühens von 
Holzschutzmitteln der Pro‐
duktart 8 des Anhangs V EU‐
Verordnung 528/2012 

Ordnungswidrigkeit oder Straf‐
barkeit 
§ 69 Abs. 3 Nr. 5a BNatSchG 

Ordnungswidrigkeit bei Verstö‐
ßen 

  § 4 Abs. 1 Satz 2 PflSchAnwV 
Verbot von als bienengefährlich oder bestäuberge‐
fährlich eingestuften Insektiziden (Satz 1 Nr. 3) 
(ausgenommen: Trockenmauern im Weinbau); 
Ausnahmen möglich nach § 4 Abs. 2 PflSchAnwV 

 

Art. 23a BayNatSchG 
Verbot der Anwendung von Pestiziden (Pflanzenschutzmittel und Biozide) innerhalb der nach Art. 16 BayNatSchG gesetzlich geschützten Biotopen außerhalb 
von intensiv genutzten land‐ und fischereiwirtschaftlichen Flächen. Naturschutzbehörde kann Ausnahme erteilen, wenn keine Gefährdung des Schutzzwecks 
zu befürchten ist. 
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  Herbizide  Fungizide  Insektizide, Akarizide & Molluskizide  sonstige PSM  Biozidprodukte 

Oberflächengewäs‐
ser 

§ 13 Abs. 2 Satz 2 und 3 PflSchG 
Anwendungsverbot in oder unmittelbar an oberirdischen Gewässern und Küstengewässern. Behördliche Ausnahmen mög‐
lich. 

 

§ 4a PflSchAnwV 
10m Gewässerrandstreifen mit Totalverbot bei Ackerflächen und 5m Gewässerrandstreifen mit Totalverbot bei Flächen 
mit dauerhaften Bewuchs; ausgenommen: kleine Gewässer von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung (vgl. § 2 
Abs.2 WHG); behördliche Ausnahmen zur Abwendung erheblicher land‐ und forstwirtschaftlicher oder sonstiger wirt‐
schaftlicher Schäden oder zum Schutz der heimischen Tier‐ und Pflanzenwelt (insbesondere vor invasiven Arten) sind mög‐
lich 

 

Art. 21 Abs. 1 und 2 BayWG 
10m Gewässerrandstreifen mit Totalverbot bei allen Bodennutzungen (Ausnahme: Wundverschluss‐ und Wildbissschutz‐
mittel); Befreiungen nach § 38 Abs. 5 WHG möglich; Förderung möglich im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haus‐
haltsmittel 

 

           

Wasserschutzgebiete
i.S.v. § 51 WHG 

§ 3b Abs. 5 PflSchAnwV 
Verbot des Einsatzes von Gly‐
phosat und Glyphosat‐Trimesium 
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Tabelle 2: Länderöffnungsklauseln und sonstige Ermächtigungen im Pflanzenschutzrecht 

Vorschrift  Erläuterungen 

betreffend: Pflanzenschutzmaßnahmen 
§ 6 Abs. 3 PflSchG  

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, 

1. Rechtsverordnungen nach Absatz 1 zu erlassen, soweit das Bundesmi‐
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz von sei‐
ner Befugnis keinen Gebrauch macht, 

2. durch Rechtsverordnung, soweit es zur Erfüllung der in § 1 genannten 
Zwecke erforderlich ist, 

a) in Gebieten, die für den Anbau bestimmter Pflanzenarten besonders 
geeignet sind, den Anbau bestimmter Pflanzenarten zu verbieten oder 
die Verwendung bestimmten Saat‐ oder Pflanzguts sowie bestimmte An‐
baumethoden vorzuschreiben, 

b) vorzuschreiben, dass Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse nur in be‐
stimmter Art und Weise gelagert werden dürfen. 

Sie können durch Rechtsverordnung diese Befugnis auf oberste Landes‐
behörden übertragen und dabei bestimmen, dass diese ihre Befugnis 
durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete oder ihrer Aufsicht unterste‐
hende Behörden weiter übertragen können.“ 

Die Vorschrift ermächtigt nicht die Landtage zum Erlass von Gesetzen, sondern lediglich 
die Landesregierungen zum Erlass untergesetzlicher Verordnungen, wobei auch diese wie 
ein Gesetz außerverbindliche Ge‐ und Verbote für Anwender enthalten dürfen.  

Die Ermächtigung in Nr. 1 ist eine subsidiäre Ermächtigung hinsichtlich der in § 6 Abs. 1 
PflSchG genannten Anordnungsbefugnisse des Bundeslandwirtschaftsministeriums 
(BMEL), die in Nr. 15 a) auch Vorschriften zum Schutz von Tieren, Pflanzen oder Mikroor‐
ganismen vor ihrer Gefährdung durch Pflanzenschutzmittel und eingesetzte Pflanzen‐
schutzgeräte gestatten. Allerdings ist die Länderermächtigung weitgehend eingeschränkt, 
da das BMEL eine Vielzahl von Rechtsverordnungen erlassen hat (u.a. Pflanzenschutzan‐
wendungsverordnung (PflSchAnwV), Bienenschutzverordnung; Verordnung über das In‐
verkehrbringen und die Aussaat von mit bestimmten Pflanzenschutzmitteln behandeltem 
Maissaatgut; Pflanzenbeschauverordnung; Anbaumaterialverordnung).60 

Die Ermächtigung in Nr. 2 ist unabhängig vom Tätigwerden des BMEL, bezieht sich aller‐
dings nicht auf Pflanzenschutzmittel, sondern nur auf Pflanz‐ und Saatgut sowie Anbau‐ 
und Lagermethoden. 

betreffend: Persönliche Anforderungen 
§ 9 Abs. 7 PflSchG 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, Rechtsverordnungen nach 
Absatz 6 zu erlassen, soweit die Bundesregierung von ihrer Befugnis kei‐
nen Gebrauch macht. Die Landesregierungen können diese Befugnis 
durch Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden übertragen.“ 

Die Vorschrift ermächtigt die Landesregierungen zum Erlass untergesetzlicher Verord‐
nungen und bezieht sich auf die Ermächtigung des BMEL zu ausführenden Regelungen 
zum nach § 9 Abs. 1 PflSchG erforderlichen Sachkundenachweis. Da das BMEL 2013 eine 
Pflanzenschutz‐Sachkundeverordnung erlassen hat, ist für eine Landesverordnung kein 
Raum mehr. 

betreffend: Anzeige bei Beratung und Anwendung 
§ 10 PflSchG  

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnungen die näheren Vor‐
schriften über die Anzeige und das Anzeigeverfahren zu erlassen. 

                                                      
60 Siehe Übersicht auf https://www.bmel.de/DE/themen/landwirtschaft/pflanzenbau/pflanzenschutz/rechtliche-regelungen.html. 



22 
 

betreffend: Verbote 
§ 14 PflSchG  

Abs. 4: „Die Landesregierungen werden ermächtigt, Rechtsverordnungen 
nach Absatz 1 Nummer 2 zu erlassen, soweit das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz von seiner Befugnis 
keinen Gebrauch macht. Die Landesregierungen können diese Befugnis 
durch Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden übertragen.“ 

Abs. 6 „Die Länder können vorsehen, dass Eigentümern und Nutzungsbe‐
rechtigten, denen auf Grund von Vorschriften einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 Nummer 1 die land‐ oder forstwirtschaftliche Nutzung von 
Grundstücken wesentlich erschwert wird, ohne dass eine Entschädigung 
nach § 54 zu leisten ist, auf Antrag ein angemessener Ausgleich nach 
Maßgabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes gezahlt werden kann." 

§ 14 Abs. 4 PflSchG ermächtigt die Landesregierungen zum Erlass untergesetzlicher Ver‐
ordnungen und bezieht sich auf die Ermächtigung des BMEL in § 14 Abs. 1 Nr. 2 PflSchG 
in einer Rechtsverordnung die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unter Verwendung 
bestimmter Geräte oder Verfahren zu verbieten, zu beschränken oder von einer Geneh‐
migung oder Anzeige abhängig zu machen. Das BMEL hat mit der Pflanzenschutzanwen‐
dungsverordnung, der Pflanzenschutz‐Geräteverordnung und der Verordnung über die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit Luftfahrzeugen sowohl die Pestizidanwen‐
dung als auch die Verwendung von Geräten geregelt. Sofern hier Regelungslücken beste‐
hen (derzeit z.B. bezüglich unbemannter Drohnen und autonom arbeitender Pflanzen‐
schutzgeräte), können die Länder eigene Regelungen treffen. 

Mit dem neuen § 14 Abs. 6 PflSchG, der durch das Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 
eingefügt worden ist, können die Länder einen finanziellen Ausgleich für Einschränkun‐
gen beim Pestizideinsatz vorsehen, der über den Ausgleich bei unbilligen Härten im Ein‐
zelfall nach § 54 Abs. 2 PflSchG hinausgeht. 

betreffend: Gebrauch von Pflanzenschutzgeräten 
§ 16 Abs. 5 PflSchG  

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, soweit es zur Erfüllung des 
in § 1 genannten Zweckes erforderlich ist, Rechtsverordnungen nach Ab‐
satz 4 Satz 1 Nummer 1 und 3, auch in Verbindung mit Satz 2 zu erlassen, 
soweit das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver‐
braucherschutz von seiner Befugnis keinen Gebrauch macht. Dabei kön‐
nen sie auch bestimmen, dass die Prüfung durch eine amtlich anerkannte 
Kontrollwerkstatt oder sonstige Kontrollperson vorzunehmen ist sowie 
die Anforderung an die Anerkennung, den Verlust der Anerkennung und 
das Verfahren zur Anerkennung der Kontrollwerkstätten regeln. Die Lan‐
desregierungen können durch Rechtsverordnung diese Befugnis auf 
oberste Landesbehörden übertragen und dabei bestimmen, dass diese 
ihre Befugnis durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete oder ihrer Auf‐
sicht unterstehende Behörden weiter übertragen können.“ 

Die Vorschrift ermächtigt die Landesregierungen zum Erlass untergesetzlicher Verord‐
nungen und bezieht sich auf die Ermächtigung des BMEL in § 16 Abs. 4 Nr. 1 und 3 
PflSchG in einer Rechtsverordnung gemäß: 

Nr. 1. Verfügungsberechtigte und Besitzer zu verpflichten, im Gebrauch befindliche Pflan‐
zenschutzgeräte prüfen zu lassen, und 

Nr. 3. das Verfahren der Prüfung von im Gebrauch befindlichen Pflanzenschutzgeräten zu 
regeln. 

Das BMEL hat in seiner Pflanzenschutz‐Geräteverordnung sowohl die Pflicht als auch das 
Verfahren zur Prüfung von im Gebrauch befindlichen Geräten geregelt (§§ 3 ‐ 7 PflSchGe‐
rätV), so dass landesrechtlich keine Regelungsbefugnis mehr besteht. 
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betreffend: Weitergehende Länderbefugnisse 
§ 22 Abs. 1 PflSchG  

„Befugnisse der Länder, 

1. Vorschriften zu erlassen, über 

a) die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in Schutzgebieten nach 
wasserrechtlichen oder naturschutzrechtlichen Bestimmungen, insbeson‐
dere unter Berücksichtigung der Zielsetzung von Artikel 12 Buchstabe b 
der Richtlinie 2009/128/EG, 

b) Einzelheiten der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln an oberirdi‐
schen Gewässern oder Küstengewässern oder 

2. Vorschriften zu erlassen, um 

a) die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unter Verwendung be‐
stimmter Geräte oder Verfahren oder 

b) den Anbau bestimmter Pflanzenarten auf Grundstücken, deren Böden 
mit bestimmten Pflanzenschutzmitteln behandelt worden sind, sowie die 
Verwendung bestimmter dort gewonnener Pflanzen oder Pflanzener‐
zeugnisse zu verbieten, zu beschränken oder von einer Genehmigung o‐
der Anzeige abhängig zu machen, bleiben unberührt.“ 

In § 22 Abs. 1 PflSchG hat der Bund ausgeführt, in welchen Bereichen er seine konkurrie‐
rende Gesetzgebungskompetenz nicht als abschließend ansieht, so dass hier die Länder 
gemäß Art. 70 GG tätig werden können. Die Befugnis obliegt hierbei den Landesgesetzge‐
bern (Landtag) und nicht den Landesregierungen. In einem Landesgesetz kann aber die 
Befugnis weiterdelegiert werden zum einen an die Landesregierung zum Erlass entspre‐
chender Regelungen in einer Landesverordnung oder an die Kommunen zum Erlass ent‐
sprechender Regelungen in einer Satzung. 

Inhaltlich erstreckt sich die vom Bund freigestellte Befugnis bei Nr. 1 auf die Regulierung 
der Anwendung in wasser‐ oder naturschutzrechtlichen Schutzgebieten einschließlich der 
Natura 2000‐Gebiete sowie in der Nähe von Oberflächengewässern einschließlich Küs‐
tengewässer. Damit nimmt der Bund in Anbetracht der Überschneidung von Kompetenz‐
feldern (Pflanzenschutz, Wasserhaushalt und Naturschutz) auch im Pflanzenschutzrecht 
auf die Abweichungsbefugnisse der Länder in Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 und 5 GG Rücksicht. 
Problematisch ist, dass die Befugnisfreistellung in Nr. 1 a) eine Anwendung in der Nähe 
von Schutzgebieten nicht mehr umfasst, obwohl Pestizide auch von außen in Schutzge‐
biete eingetragen werden und nach der Rechtsprechung des EuGH bei Natura 2000‐Ge‐
bieten auch für Einträge von außen eine Verträglichkeitsprüfung mit Untersagungsvorbe‐
halt gemäß Art. 6 Abs. 3 FFH‐Richtlinie erforderlich ist im Fall potenzieller 
Beeinträchtigungen. 

Nr. 2 ist eine Ergänzung zu den Ermächtigungen der Landesregierungen in §§ 6 Abs. 3 Nr. 
2 a), 14 Abs. 4 PflSchG und betrifft gesetzliche Vorschriften zu Geräten und Ausbrin‐
gungsverfahren sowie Vorschriften zum Anbau und Gewinnung von Pflanzenarten. 

betreffend: Anzeigepflicht bei der Abgabe von Pflanzenschutzmitteln 
§ 24 Abs. 1 PflSchG 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
näheren Vorschriften über die Anzeige und das Anzeigeverfahren zu er‐
lassen.“ 

Die Ermächtigung betrifft die nach § 24 Abs. 1 Satz 1 PflSchG erforderliche Geschäftsan‐
zeige für die Unternehmen, die Pflanzenschutzmittel verkaufen, einführen oder innerge‐
meinschaftlich verbringen wollen. Dies dient u.a. der Ermöglichung einer Kontrolle von 
Dokumentations‐, Melde‐ und Sachkundeverpflichtungen nach §§ 9, 64 PflSchG und Art. 
67 Abs. 1 EU‐Verordnung.  
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betreffend: Inverkehrbringen in besonderen Fällen 
§ 29 Abs. 2 PflSchG 

„Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung ergänzende Re‐
gelungen für die Anwendung eines Pflanzenschutzmittels, für das eine 
Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erteilt worden ist, erlas‐
sen, um eine bestimmungsgemäße und sachgerechte Anwendung sicher‐
zustellen. Die Landesregierungen können diese Befugnis durch Rechts‐
verordnung auf oberste Landesbehörden übertragen.“ 

Die Ermächtigung bezieht sich auf Pflanzenschutzmittel, die in Deutschland nicht zugelas‐
sen sind, für die das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit ge‐
mäß § 29 Abs. 1 PflSchG aber eine Notfallzulassung gemäß Art. 53 EU‐Verordnung für 
maximal 120 Tage aufgrund einer pflanzenbaulichen Notsituation erteilt hat. 

betreffend: Verbot der Anwendung in Gebieten mit Bedeutung für den 
Naturschutz 
§ 4 Abs. 1 Satz 3 PflSchAnwV 

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit ein Land Vorschriften erlassen hat 
oder erlässt, mit denen für Schutzgebiete nach wasserrechtlichen oder 
naturschutzrechtlichen Bestimmungen über das Bundesrecht hinausge‐
hende Vorgaben zum Pflanzenschutzmitteleinsatz einschließlich Ausnah‐
men und Befreiungen festgelegt werden.“ 

Mit dieser Zurücknahme der bundesrechtlichen Regelung zu Naturschutzgebieten, Natio‐
nalparken, Nationalen Naturmonumenten, Naturdenkmälern und gesetzlich geschützten 
Biotopen und Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH‐Gebiete) nimmt die 
PflSchAnwV Rücksicht auf die Abweichungsbefugnisse der Länder in Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 
und 5 GG bezüglich Naturschutz, Landschaftspflege und Wasserhaushalt sowie gemäß § 
14 Abs. 2a PflSchG auf landesspezifische Besonderheiten. Die Länder haben daher die 
Gesetzgebungskompetenz die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln für naturschutz‐ 
und wasserrechtliche Schutzgebiete eigenständig zu regeln. Sie können dabei über die 
Verbote des § 4 PflSchAnwV hinausgehen oder weniger strenge Anforderungen normie‐
ren. Die Regelung dient lediglich der Klarstellung, da aufgrund § 22 Abs. 1 Nr. 1 a) PflSchG 
die Länder schon zu abweichenden Regelungen befugt sind. 

betreffend: Verbot der Anwendung an Gewässern 
§ 4a Satz 5 PflSchAnwV 

„Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit ein Land Regelungen nach § 22 Ab‐
satz 1 Nummer 1 Buchstabe b des Pflanzenschutzgesetzes getroffen hat 
oder trifft, mit denen abweichende Gewässerabstände festgelegt wer‐
den.“ 

Mit dieser Zurücknahme der bundesrechtlichen Regelung nimmt die PflSchAnwV Rück‐
sicht auf die Abweichungsbefugnisse der Länder in Art. 72 Abs. 3 Nr. 5 GG bezüglich des 
Wasserhaushalts sowie gemäß § 14 Abs. 2a PflSchG auf landesspezifische Besonderhei‐
ten. Regelung dient lediglich der Klarstellung, da aufgrund § 22 Abs. 1 Nr. 1 b) PflSchG die 
Länder schon zu abweichenden Regelungen befugt sind. 
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Tabelle 3: Länderöffnungsklauseln und sonstige Ermächtigungen im Bundesnaturschutzgesetz 

Vorschrift  Erläuterungen 

betreffend: Verwirklichung der Ziele 

§ 2 Abs. 8 BNatSchG 

„(8) Für Naturschutzgebiete, Nationalparke, Nationale Naturmo‐
numente, Naturdenkmaler, Gebiete von gemeinschaftlicher Be‐
deutung im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 6 und gesetzlich ge‐
schützte Biotope im Sinne des § 30 können die Länder freiwillige 
Vereinbarungen zur Förderung der Biodiversität und zu einer 
nachhaltigen Bewirtschaftungsweise anbieten. Als freiwillige Ver‐
einbarung nach Satz 1 gelten insbesondere von den Landesregie‐
rungen mit den Verbänden der Landwirtschaft und des Natur‐
schutzes geschlossene Grundsatzvereinbarungen und 
Maßnahmenpakete für den Naturschutz. Bestandteil freiwilliger 
Vereinbarungen nach Satz 1 können auch finanzielle Anreize 
durch Forderung oder Ausgleich sein." 

Die Regelung wurde mit dem Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 ins BNatSchG eingefügt und 
stellt ergänzend zu den schon länger bestehenden Regelungen in §§ 3 Abs. 3, 32 Abs. 4 BNatSchG 
klar, dass auch bei Schutzgebieten mit höheren Schutzniveau einschließlich der FFH‐Gebiete und 
bei gesetzlich geschützten Biotopen die Länder den Schutz auch durch vertragliche Vereinbarun‐
gen mit Eigentümern, Bewirtschaftern sowie Verbänden sicherstellen dürfen und hierfür trotz 
der ordnungsrechtlichen Schutzvorschriften des BNatSchG auch eine finanzielle Honorierung an‐
bieten dürfen. Allerdings ist europarechtlich zu beachten, dass vertragliche Vereinbarungen zum 
erforderlichen Schutz von FFH‐Gebieten nach Art. 4 und 6 FFH‐Richtlinie allein regelmäßig nicht 
ausreichen, da sie keinen zeitlich unbegrenzten und auch gegenüber Dritten verbindlichen Schutz 
gewährleisten.61 

Die Regelung in Absatz 8 ist des Weiteren eine Abweichung vom Grundsatz, dass es nur für über‐
obligatorische Verpflichtungen eine Honorierungen gibt (vgl. Art. 28 Abs. 3 der EU‐ELER‐Verord‐
nung 1305/2013 für Agrarumwelt‐ und Klimazahlungen) und ansonsten nur im Fall einer unver‐
hältnismäßigen, aber gerechtfertigten Einschränkung der Eigentümerbefugnisse eine 
Entschädigung verfassungsrechtlich nötig ist (vgl. Art. 14 Abs. 3 GG, § 68 BNatSchG). Allerdings 
gestattet auch schon bisher § 68 Abs. 4 BNatSchG den Ländern, für verhältnismäßige Beschrän‐
kungen insbesondere der land‐, forst‐ und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung einen finanzi‐
ellen Ausgleich zu gewähren. Bei wasserrechtlichen Schutzgebieten schreibt das Bundesrecht ei‐
nen solchen Ausgleich in §§ § 52 Abs. 5, 78a Abs. 5 Satz 4 WHG sogar vor. 

betreffend: Landschaftsrahmenplane, Landschaftsprogramme, 
Landschaftspläne und Grünordnungspläne 

§ 10 Abs. 5 BNatSchG 

„Die landschaftsplanerischen lnhalte werden eigenständig erar‐
beitet und dargestellt. Im Übrigen richten sich die Zuständigkeit, 
das Verfahren der Aufstellung und das Verhältnis von Land‐
schaftsprogrammen und Landschaftsrahmenplänen zu Raumord‐
nungsplanen nach § 13 des Raumordnungsgesetzes nach Landes‐
recht." 

§ 10 Absatz 5 BNatSchG wurde mit dem Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 ins BNatSchG ein‐
gefügt und betrifft neben verfahrensrechtlichen Aspekten insbesondere die Entscheidung, ob sie 
integraler Bestandteil der Raumordnungspläne sind oder nicht. 

Nach § 11 Abs. 1 Satz 4 BNatSchG können die Länder bei kommunalen Landschafts‐ und Grünord‐
nungsplänen abweichend von Bundesrecht den Inhalt als auch die Verbindlichkeit bestimmen 
und z.B. wie in Nordrhein‐Westfalen (§ 7 Abs. 3 LNatSchG NRW) Landschaftspläne für außenver‐
bindlich erklären. 

                                                      
61 Vgl. EuGH, Urt. v. 13.2.2003 – C-75/01, Rn. 28, 39, 43 f.; Urt. v. 9.1.2003 – C-177/00, Rn. 15, 20 f.; Urt. v. 17.1.2002 – C-394/00, Rn. 11; Urt. v. 25.11.1999 – C-96/98, Rn. 26–28; Urt. v. 17.5.2001 – C-

159/99, Rn. 32; Urt. v. 2.8.1993 – C-355/90, Rn. 31 f.; Czybulka/Kampowski 2009; Epiney/Gammenthaler 2009, S. 27 f. 



26 
 

§ 11 Abs. 1 Satz 4 BNatSchG 

„Abweichende Vorschriften der Länder zum Inhalt von Land‐
schafts‐ und Grünordnungsplänen sowie Vorschriften zu deren 
Rechtsverbindlichkeit bleiben unberührt.“ 

§ 11 Abs. 7 BNatSchG 

„Die lnhalte der Landschaftsplane und Grünordnungspläne wer‐
den eigenständig erarbeitet und dargestellt. Im Übrigen richten 
sich die Zuständigkeit und das Verfahren zur Aufstellung und 
Durchführung nach Landesrecht." 

§ 11 Absatz 7 BNatSchG wurde mit dem Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 neu gefasst und er‐
setzt den früheren § 11 Abs. 5 BNatSchG. Danach können die Länder weiterhin auch bei den 
kommunalen Landschafts‐ und Grünordnungsplänen die verfahrensrechtlichen Aspekte regeln.  

 

betreffend: Verursacherpflichten bei Eingriffen 

§ 15 Abs. 7 Satz. 2 BNatSchG 

„Solange und soweit das Bundesministerium für Umwelt, Natur‐
schutz und nukleare Sicherheit von seiner Ermächtigung keinen 
Gebrauch macht, richtet sich das Nähere zur Kompensation von 
Eingriffen nach Landesrecht, soweit dieses den vorstehenden Ab‐
sätzen nicht widerspricht.“ 

Nach § 15 Abs. 7 BNatSchG ist das Bundesumweltministerium (BMU) ermächtigt die Anforderun‐
gen an Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs‐ und Ersatzmaßnahmen sowie die Höhe von Ersatz‐
zahlungen durch Rechtsverordnung zu regeln. Davon hat sie mit Bundeskompensationsverord‐
nung62 im Jahr 2020 Gebrauch gemacht. Allerdings gilt die Verordnung nach § 1 nur für Eingriffe, 
die durch die Bundesverwaltung ausgeführt werden (z.B. Autobahnen, Eisenbahnen) oder im Be‐
reich der Küstengewässer oder AWZ erfolgen. Für alle anderen Eingriffe nach § 14 BNatSchG kön‐
nen die Länder daher landesrechtlich weiterhin die Art und Weise der Kompensationspflichten 
regeln. 

betreffend: Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Land‐
schaft 

§ 22 BNatSchG 

Abs. 2: Soweit in den Absätzen 2a und 2b nichts Näheres be‐
stimmt ist, richten sich Form und Verfahren der Unterschutzstel‐
lung, die Beachtlichkeit von Form‐ und Verfahrensfehlern und die 
Möglichkeit ihrer Behebung sowie die Fortgeltung bestehender 
Erklärungen zum geschützten Teil von Natur und Landschaft nach 
Landesrecht. Die Unterschutzstellung kann auch länderübergrei‐
fend erfolgen.“ 

Abs. 2: „Geschützte Teile von Natur und Landschaft sind zu regist‐
rieren und zu kennzeichnen. Das Nähere richtet sich nach Landes‐
recht.“ 

Für die Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Landschaft nach § 22 Abs. 1 BNatSchG sind 
die Länder zuständig (Ausnahme: Meeresschutzgebiete nach § 57 BNatSchG). Dies gilt gemäß § 
32 BNatSchG auch für Natura 2000‐Gebiete. Gemäß § 22 Abs. 2 BNatSchG richten sich Form und 
Verfahren der Unterschutzstellung, die Beachtlichkeit von Form‐ und Verfahrensfehlern und die 
Überleitung nach Landesrecht. Allerdings sind im Juni 2021 mit Art. 10 des Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder und zur 
Änderung weiterer Gesetze (BGBl. 2021 I, S. 2020 (2023)) in § 22 Abs. 2a und 2b BNatSchG Rege‐
lungen zur Strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung (SUP) bei Schutzgebietserklärungen und 
zur Fortgeltung bisheriger Erklärungen ohne SUP aufgenommen wurden, die dem Landesrecht 
nunmehr vorgehen. Wie geschützte Teile zu registrieren und nach außen zu kennzeichnen sind, 
obliegt dem Landesrecht. 

                                                      
62 Verordnung über die Vermeidung und die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft im Zuständigkeitsbereich der Bundesverwaltung, BGBl. I vom 2.6.2020 Nr. 25, S. 1088-1157. 
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betreffend: Naturschutzgebiete, Nationalparke, Nationale Na‐
turmonumente, Biosphärenreservate, Landschaftsschutzge‐
biete, Naturparke, Naturdenkmäler und geschützte Landschafts‐
bestandteile 

§§ 23‐29 BNatSchG 

Bei allen Schutzgebieten und ‐objekten (Ausnahme: Naturparke) sind bundesrechtlich alle Hand‐
lungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschützten Gebietes oder 
Landschaftsbestandteils, zu einer Veränderung des Charakters einer Landschaften oder einem 
besonderen festgelegten Schutzzweck führen können, nach Maßgabe näherer Bestimmungen 
verboten. Mit den „näheren Bestimmungen“ verweist das Bundesrecht in §§ 22‐29 BNatSchG auf 
das Landesrecht und hier insbesondere auf landesrechtlichen Rechtsakte zur Ausweisung dieser 
Gebiete bzw. Landschaftsbestandteile. Damit obliegt es dem Landesrecht, die näheren Schutzbe‐
stimmungen festzulegen. 

betreffend: Naturschutzgebiete und Nationalparke 

§ 23 Abs. 4 Satz. 3 BNatSchG 

„Weitergehende Schutzvorschriften, insbesondere solche des § 
41 a und einer auf Grund von § 54 Absatz 4d erlassenen Rechts‐
verordnung sowie solche des Landesrechts, bleiben unberührt.“ 

§ 24 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG 

§ 23 Abs. 4 BNatSchG wurde mit dem Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 ins BNatSchG einge‐
fügt und regelt die Neuerrichtung von Beleuchtungen und leuchtenden Werbeanlage in Natur‐
schutzgebieten. Die Länder können strengere Regelungen erlassen („weitergehend“), dürfen 
aber nicht den bundesrechtlichen Schutzstandard abschwächen. 

Nach dem ebenfalls neu eingefügten § 24 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG gilt § 23 Abs. 4 BNatSchG ent‐
sprechend in Nationalparken. 

betreffend: gesetzlich geschützte Biotope 

§ 30 BNatSchG 

Abs. 2 Satz 2: „Die Verbote des Satzes 1 gelten auch für weitere 
von den Ländern gesetzlich geschützte Biotope.“ 

Abs. 8: „Weiter gehende Schutzvorschriften einschließlich der 
Bestimmungen über Ausnahmen und Befreiungen sowie beste‐
hende landesrechtliche Regelungen, die die in Absatz 2 Satz 1 
Nummer 7 genannten Biotope betreffen, bleiben unberührt." 

Gemäß § 30 Abs. 2 Satz. 2 BNatSchG können die Länder weitere Biotoptypen als gesetzlich ge‐
schützte Biotope landesrechtlich unter Schutz stellen.63 In der Vergangenheit war dies u.a. bei 
Streuobstwiesen der Fall. Die Länder dürfen gemäß § 30 Abs. 8 BNatSchG abweichende Schutz‐
vorschriften für gesetzlich geschützte Biotope erlassen, wenn sich in der Gesamtschau (ein‐
schließlich der Regelungen zu Ausnahmen und Befreiungen) hieraus ein strengeres Schutzniveau 
ergibt. Diese Ermächtigung wurde durch das Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 bezüglich der 
neu in Absatz 2 Nr. 7 aufgenommenen Biotypen („magere Flachland‐Mähwiesen und Berg‐Mäh‐
wiesen nach Anhang I der Richtlinie 92143/EWG, Streuobstwiesen, Steinriegel und Trockenmau‐
ern“) ergänzt um die Halbsatz „sowie bestehende landesrechtliche Regelungen, die die in Absatz 
2 Satz 1 Nummer 7 genannten Biotope betreffen“. 

betreffend: Ausbringung von Biozidprodukten 

§ 30a Satz 3 und 4 BNatSchG 

Mit dem Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 wurde § 30a neu ins BNatSchG eingefügt. Nach 
Satz 1 ist in Naturschutzgebieten, Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Kern‐ und 
Pflegezonen von Biosphärenreservaten, Naturdenkmälern sowie in gesetzlich geschützten Bioto‐
pen der flächige Einsatz von Biozidprodukten der Produktart 18 (Insektizide, Akarizide und Pro‐
dukte gegen andere Arthropoden) i.S.d. Anhangs V der EU‐Verordnung 528/2012 und das Auftra‐
gen von Biozidprodukten der Produktart 8 (Holzschutzmittel) mittels Spritzen und Sprühen 
verboten. 

                                                      
63 Vgl. Kratsch/Czybulka/J.Schumacher in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2021, § 30 Rn. 16 ff. 
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„Die Länder können unter den Voraussetzungen nach Satz 2 Aus‐
nahmen für bestimmte Fallgruppen auch in der Erklärung im 
Sinne von § 22 Absatz 1 zulassen. § 34 und weitergehende 
Schutzvorschriften des Landesrechts sowie Maßnahmen zur Be‐
kämpfung von Gesundheitsschädlingen nach den Vorschriften 
des lnfektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBI. I S. 1045), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Mai 2021 (BGBI. 
I S. 117 4) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
oder nach den auf der Grundlage des lnfektionsschutzgesetzes 
erlassenen Verordnungen der Länder bleiben unberührt." 

Satz 3 ermächtigt die Länder in Rechtsakten zur Ausweisung von naturschutzrechtlichen Schutz‐
gebieten für bestimmte Fallgruppen Ausnahmen vorzusehen, soweit dies zum Schutz der Ge‐
sundheit von Mensch und Tier erforderlich ist. Satz 4 stellt klar, dass das gegebenenfalls nach § 
34 BNatSchG bei Natura 2000‐Gebieten bestehende Erfordernis zur Anzeige und behördlichen 
Verträglichkeitsprüfung und diesbezügliche weitergehende Schutzvorschriften der Länder (z.B. in 
Landesnaturschutzgesetzen oder Schutzgebietsrechtsakten) durch § 30a BNatSchG nicht einge‐
schränkt wird. 

betreffend: Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen 
Auswirkungen von Beleuchtungen 

§ 41a Abs. 4 BNatSchG 

„Vorschriften des Landesrechts über den Schutz vor Lichtver‐
schmutzung bleiben unberührt." 

§ 41a BNatSchG wurde mit dem Insektenschutzgesetz vom 18.8.2021 neu ins BNatSchG einge‐
fügt, um die negativen Effekte von Beleuchtungen auf Insekten (u.a. Lichtfalleneffekt) zu verrin‐
gern. Hierzu wurden u.a. in den Absätzen 1 bis 3 Vorgaben für neu zu errichtende Beleuchtungs‐
anlagen festgelegt, eine Anzeigepflicht für nicht öffentliche Beleuchtungsanlagen eingefügt und 
auch Regelungen zu bestehenden Beleuchtungsanlagen getroffen. Aufgrund der Unberührtheits‐
klauseln in Absatz 4 können die Länder gegenüber § 41a BNatSchG sowie auch gegenüber der 
nach § 41 Abs. 1 BNatSchG vorgesehene Rechtsverordnung des BMU strengere oder weniger 
strenge Anforderungen normieren. 

betreffend: Allgemeiner Artenschutz 

§ 39 BNatSchG 

Abs. 5 Satz 3: „Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung bei den Verboten des Satzes 1 Nummer 2 und 
3 für den Bereich eines Landes oder für Teile des Landes erwei‐
terte Verbotszeiträume vorzusehen und den Verbotszeitraum aus 
klimatischen Gründen um bis zu zwei Wochen zu verschieben. Sie 
können die Ermächtigung nach Satz 3 durch Rechtsverordnung 
auf andere Landesbehörden übertragen.“ 

Abs. 7: „Weiter gehende Schutzvorschriften insbesondere des Ka‐
pitels 4 und des Abschnitts 3 des Kapitels 5 einschließlich der 
Bestimmungen über Ausnahmen und Befreiungen bleiben unbe‐
rührt.“ 

Im Bereich des flächendeckenden Artenschutzes haben die Länder nach Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 GG 
keine Abweichungskompetenz. Sie können daher eigene Regelung nur treffen, soweit ihnen der 
Bund im Bundesnaturschutzrecht Kompetenzen eingeräumt hat. Dies ist beim allgemeinen Ar‐
tenschutz in § 39 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG erfolgt. Absatz 5 enthält verschiedene Verbote zum all‐
gemeinen Artenschutz und verbietet in Nr. 2 und Nr. 3 (u.a. als Vogelbrutschutz) den Schnitt von 
Bäumen und Sträuchern sowie Röhrichte zwischen dem 1. März und dem 30. September. Die 
Länder werden ermächtigt den Verbotszeitraum auszudehnen oder zeitlich zu verschieben. 

Des Weiteren hat der Bundesgesetzgeber in Absatz 7 klargestellt, dass strengere Schutzvorschrif‐
ten nicht verdrängt werden, sondern ihre Gültigkeit behalten. Dies betrifft insbesondere den Fall 
einer räumlichen Überschneidung des Artenschutzes mit dem Gebietsschutz (§§ 21‐36 
BNatSchG) und den diesbezüglichen landesrechtlichen Schutzregelungen in Landesnaturschutz‐
gesetzen sowie Rechtsakten zur Ausweisung von geschützten Teilen von Natur und Landschaft. 
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betreffend: Besonderer Artenschutz 

§ 44 Abs. 4 Satz 6 BNatSchG 

„Befugnisse nach Landesrecht zur Anordnung oder zum Erlass 
entsprechender Vorgaben durch Allgemeinverfügung oder 
Rechtsverordnung bleiben unberührt.“ 

§ 54 Abs. 10 BNatSchG 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverord‐
nung allgemeine Anforderungen an Bewirtschaftungsvorgaben 
für die land‐, forst‐ und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung im 
Sinne des § 44 Absatz 4 festzulegen. Sie können die Ermächtigung 
nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden 
übertragen.“ 

§ 45 Abs. 7 Satz 4 und 5 BNatSchG  

„Die Landesregierungen können Ausnahmen auch allgemein 
durch Rechtsverordnung zulassen. Sie können die Ermächtigung 
nach Satz 4 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden 
übertragen.“ 

Der besondere Artenschutz in §§ 44‐47 BNatSchG implementiert die europarechtlichen Vorgaben 
zum Artenschutz bei europäischen Vogelarten gemäß Art. 5‐9 Vogelschutz‐Richtlinie 
2009/147/EG sowie bei wildlebenden Tier‐ und Pflanzen von gemeinschaftlichen Interesse ge‐
mäß Art. 12‐16 i.V.m. Anhang IV der FFH‐Richtlinie 92/43/EWG. Der Bundesgesetzgeber erstreckt 
diesen strengeren Schutz gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 und Nr. 7 BNatSchG auch auf Tier‐ und Pflan‐
zenarten, die in Anhang A oder Anhang B der EU‐Verordnung 338/97/EG enthalten sind oder ge‐
mäß § 54 BNatSchG in der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) als besonders oder streng 
geschützte Arten aufgeführt sind.  

In § 44 Abs. 4 BNatSchG hat der Bundesgesetzgeber für land‐, forst‐ und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzungen bei Einhaltung der gesetzlichen Regelungen zur guten fachlichen Praxis für be‐
stimmte Tier‐ und Pflanzenarten eine Freistellung von den besonderen Artenschutzverboten nor‐
miert. Bei den europäischen Vogelarten und Anhang IV‐Arten gilt dies aber nur, soweit sich der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art durch die Bewirtschaftung nicht verschlech‐
tert. Inwieweit diese Abkehr vom europarechtlich gebotenen Individuenschutz zulässig ist, ist 
umstritten.64 Der Bund räumt den Ländern in § 54 Abs. 10 BNatSchG ein, konkrete Bewirtschaf‐
tungsvorgaben zur Sicherstellung des besonderen Artenschutzes auch durch Rechtsverordnung 
landesweit zu regeln und stellt in § 44 Abs. 4 Satz 6 BNatSchG klar, dass Bewirtschaftungsvorga‐
ben sowohl im Einzelfall als auch für mehrere Bewirtschafter durch Allgemeinverfügung angeord‐
net werden können. 

Des Weiteren können die Landesregierungen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG pauschale Ausnahmen 
von den besonderen Artenschutzverboten in einer Rechtsverordnung festlegen. Auch in diesem 
Fall, müssen aber die Vorgaben des europäischen Naturschutzrechts bezüglich Ausnahmen (vgl. 
Art. 16 FFH‐Richtlinie, Art. 9 Vogelschutz‐Richtlinie) eingehalten und im Einzelfall sichergestellt 
werden. 

                                                      
64 Vgl. Kratsch in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2021, § 44 Rn. 47 ff.; Möckel 2008; Gellermann 2007a. 
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betreffend: Duldungspflichten 

§ 65 Abs. 1 BNatSchG 

„(1) Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstü‐
cken haben Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts‐
pflege auf Grund von Vorschriften dieses Gesetzes, Rechtsvor‐
schriften, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen worden sind 
oder fortgelten, oder Naturschutzrecht der Länder zu dulden, so‐
weit dadurch die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar be‐
einträchtigt wird. Weiter gehende Regelungen der Länder blei‐
ben unberührt.“ 

In § 65 BNatSchG hat der Bundesgesetzgeber die Eigentümerbefugnisse dahingehend generell 
eingeschränkt, dass sie zulässige und verhältnismäßige Naturschutzmaßnahmen dulden müssen 
(z.B. Beseitigung invasiver Arten, Pflege von Hecken). Nach § 65 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG können 
die Länder über die bundesrechtlichen Duldungspflichten hinausgehende Pflichten festlegen. So‐
fern sie die bundesrechtlichen Duldungspflichten einschränken, ist dies nur im Rahmen der Ab‐
weichungsgesetzgebung nach Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 GG möglich. 

betreffend: Enteignung, Entschädigung und Ausgleich 

§ 68 BNatSchG 

Abs. 3: „Die Enteignung von Grundstücken zum Wohl der Allge‐
meinheit aus Gründen des Naturschutzes und der Landschafts‐
pflege richtet sich nach Landesrecht.“ 

Abs. 4: „Die Länder können vorsehen, dass Eigentümern und Nut‐
zungsberechtigten, denen auf Grund von Vorschriften dieses Ge‐
setzes, Rechtsvorschriften, die auf Grund dieses Gesetzes erlas‐
sen worden sind oder fortgelten, oder Naturschutzrecht der 
Länder insbesondere die land‐, forst‐ und fischereiwirtschaftliche 
Nutzung von Grundstücken wesentlich erschwert wird, ohne dass 
eine Entschädigung nach den Absätzen 1 bis 3 zu leisten ist, auf 
Antrag ein angemessener Ausgleich nach Maßgabe des jeweiligen 
Haushaltsgesetzes gezahlt werden kann.“ 

Für den Fall, dass Anforderungen des Naturschutzrechts im Einzelfall zu verfassungsrechtlich un‐
verhältnismäßigen Beschränkungen der Grundrechte führen (insbesondere des Eigentums Art. 14 
GG), sieht § 68 Abs. 1 und 2 BNatSchG eine finanzielle Entschädigung vor. Die Länder werden in § 
68 Abs. 4 BNatSchG ermächtigt, auch bei zumutbaren Beschränkungen der land‐, forst‐ und fi‐
schereiwirtschaftlichen Bodennutzung einen finanziellen Ausgleich vorzusehen. Des Weiteren ob‐
liegt es den Ländern gemäß § 68 Abs. 3 BNatSchG die Enteignung von Grundstücken aus Gründen 
des Naturschutzes zu regeln. Sie müssen dabei die Vorgaben des Art. 14 Abs. 3 GG beachten. 
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